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WEIHNACHTS- UND NEUJAHRSGRÜSSE 2023/ 2024

Liebe Bürgerinnen und Bürger!

Ein ereignisreiches Jahr – außenpolitisch, wie innenpolitisch mit großen Herausforderungen - geht zu Ende. Im
Landkreis haben wir auch in diesem Jahr wieder wichtige Entscheidungen treffen müssen.

Die Krankhausreform, die noch auf sich warten lässt, hat uns im Klinikverbund REGIOMED viel Kraft und Mühen
gekostet. Hoffen wir, dass alle Gesellschafter auch die entsprechenden Beschlüsse fassen.

Ein weiteres Thema, das auch wieder in diesem Jahr viel für Diskussionen gesorgt hat, ist die Flüchtlingssituation.
Wir als Landratsamt haben die staatliche Aufgabe, diese Menschen, aus welchen Gründen Sie auch immer zu uns
kommen, unterzubringen. Nicht der Landrat oder der Kreistag entscheidet über Kommen oder Gehen, sondern der
Bund. In diesem Fall hat Berlin seine Hausaufgaben sicherlich noch nicht gemacht und muss, wie bei der Kranken-
hausreform auch, auskömmliche Lösungen finden.

Beim Thema erneuerbare Energien hat der Landkreis Lichtenfels zusammen mit den elf Städten, Märkten und Ge-
meinden an einen Strang gezogen und unser Regionalwerk Obermain auf den Weg gebracht. Ziel ist es, die Wert-
schöpfung vor Ort zu behalten und die Energiewende in die eigene Hand zu nehmen, gemeinsam mit den Menschen
vor Ort.

Doch möchte ich den Blick noch auf andere Bereiche richten: Erfolgreich haben unser Landkreis und unser Landrat-
samt mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die über 500 Pflichtaufgaben absolviert. Der Kreistag und seine
Ausschüsse haben durch eine Vielzahl von Beschlüssen viele zukunftsweisende Projekte auf den Weg gebracht.
Unter anderem für die Sanierung seiner Schulen, denn dies sind Investitionen in die Ausbildungsstätten und damit
Investitionen in die Zukunft. Wir haben weitere wichtige Weichen für den Klimaschutz gestellt. Zudem ging der ÖPNV
mit neuen Linien in die nächste Runde.

Mich freut, dass mit dem typisch fränkischen Pragmatismus nach dem Motto „Es hilft ja nichts“, Herausforderungen
und Probleme angegangen werden. Besonders hat mich aber in diesem Jahr aufs Neue beeindruckt, wie viele Men-
schen über sich hinauswachsen und wie sehr unser Landkreis zusammenhält. Deshalb dürfen wir mit Mut und Opti-
mismus in das Jahr 2024 gehen.

Weihnachtsfest und Jahresende sind stets auch ein Anlass, Dank zu sagen. Danken möchte ich Ihnen allen, allen,
die Sie sich mit großartigem Engagement für unseren Landkreis und seine Bürgerinnen und Bürger ein- und ihn
damit vorangebracht haben.

Ich wünsche Ihnen ein gesegnetes Weihnachtsfest und ein gesundes und erfolgreiches neues Jahr 2024 – ein
Wunsch, der sicherlich in der jetzigen Zeit eine besondere Bedeutung hat.

Ihr

Christian Meißner
Landrat
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1. Nachtragshaushaltssatzung 2023 des Zweckverban-
des für Abfallwirtschaft in Nordwest-
Oberfranken

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Abfall-
wirtschaft in Nordwest-Oberfranken hat am 10. Oktober
2023 seine 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 2023
beschlossen.

Die 1. Nachtragshaushaltssatzung 2023 wird im Regie-
rungsamtsblatt Oberfranken im Dezember 2023 (voraus-
sichtliches Erscheinungsdatum: 21.12.2023) amtlich be-
kannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass die 1. Nachtragshaus-
haltssatzung gem. Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO samt sämtlicher
Anlagen bis zur nächsten amtlichen Bekanntmachung einer
Haushaltssatzung öffentlich in der Geschäftsstelle des
Zweckverbandes in 96487 Dörfles-Esbach, Von-Werthern-
Str. 6, während der allgemeinen Dienststunden einsehbar
ist.

Dörfles-Esbach, 10.10.2023

gez. Baj
Werkleiter

Satzung zur Änderung der Gebührensatzung
für die Musikschule Altenkunstadt

(1. Änderungssatzung)

Aufgrund des Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzie-
rungsgesetzes (BaySchFG) i.V.m. Art. 1 Abs. 3, Art. 26 Abs.
1 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenar-
beit (KommZG) sowie Art. 2 und 8 des Kommunalabgaben-
gesetzes (KAG) erlässt der Schulverband Altenkunstadt fol-
gende Satzung:

§ 1

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Neufassung:

(1) Für die musikalische Ausbildung werden Gebühren
     wie folgt erhoben:

     Jahresbeitrag (10 Monate)

     Musikalische Grundausbildung und Früherziehung
     je Schüler 137,50 €

     In der Instrumentalabteilung bei Einzelunterricht
     je Schüler 770,00 €

     bei Unterricht mit 2 Schülern
     je Schüler 385,00 €

     bei Unterricht mit 3 und mehr Schülern
     je Schüler 275,00 €
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2. § 5 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Neufassung:

(1) In der Instrumentalabteilung wird ab dem zweiten
Lehrjahr eine Ermäßigung von 10 % der Jahresgebühr
und ab dem dritten Lehrjahr eine Ermäßigung von 20 %
gewährt.

(2) Besuchen aus einer Familie mehrere Kinder die Mu-
sikschule, so wird eine Ermäßigung gewährt. Die Ermä-
ßigung beträgt 15 % der jeweiligen Jahresgebühr. Die
Ermäßigung gilt auch für jedes weitere Kind. Die Ermä-
ßigung gilt für das Kind, für das die höhere Musikschul-
gebühr zu zahlen ist. Eine entsprechende Ermäßigung
erhalten auch Kinder, die zwei oder mehr Instrumente
gleichzeitig in der Musikschule lernen.

§ 2

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Altenkunstadt, 14.11.2023

Schulverband Altenkunstadt

gez. Robert Hümmer
Schulverbandsvorsitzender

Die Schulverbandsversammlung des Schulverbandes Alten-
kunstadt hat am 14. November 2023 die nachstehende
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 beschlossen.
Das Landratsamt Lichtenfels hat mit Schreiben vom
20.11.2023, Az. 32-941, von der Haushaltssatzung Kenntnis
genommen. Sie enthält keine genehmigungspflichtigen Be-
standteile. Die Satzung wird hiermit gem. Art. 9 Abs. 9
BaySchFG i.V.m. Art. 24 Abs. 1 KommZG in ihrem Wortlaut
amtlich bekannt gemacht.

Haushaltssatzung
des Schulverbandes Altenkunstadt,

Landkreis Lichtenfels für das Haushaltsjahr 2024

Aufgrund der Art. 3, 53, 8 und 9 Abs. 1 und Abs. 7 des Bayer.
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) und der Art. 41 ff.
des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit
(KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeindeord-
nung (GO) erlässt die Schulverbandsversammlung folgende
Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2024 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 814.850 Euro

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 379.100 Euro

ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind für das Haushaltsjahr 2024 nicht vor-
gesehen.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im
Vermögenshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2024 auf
0 Euro festgesetzt.

§ 4
Schulverbandsumlage

1. Der durch die sonstigen Einnahmen nicht gedeckte Be-
darf zur Finanzierung von Ausgaben des Verwaltungshaus-
haltes wird für das Jahr 2024 auf 476.000 Euro festgesetzt.
(Verwaltungskostenumlage/Betriebskostenumlage).

2. Eine Investitionskostenumlage wird für das Haushaltsjahr
2024 nicht festgesetzt.

3. Die Schulverbandsumlage für das Jahr 2024 wird somit
festgesetzt (Umlagesoll) auf 476.000 Euro.

4. Die festgestellte Zahl der Verbandsschüler (mit Gastschü-
lern), die die Schule am 01.10.2023 besuchten, beträgt 230
Verbandsschüler. Die Schulverbandsumlage wird je Ver-
bandsschüler (mit Gastschülern) für das Jahr 2024 festge-
setzt auf 2.069,56522 Euro.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird festge-
setzt auf 50.000 Euro.

§ 6

Festsetzung von Fälligkeitsterminen:

a) Die Schulverbandsumlage ist mit einem Viertel ih-
res Jahresbetrages am 20. jeden ersten Quartals-
monats fällig.

b) Die Schulverbandsumlage wird im folgenden Jahr
in Höhe der im abgelaufenen Jahr festgesetzten
Vierteljahresbeträge vorläufig erhoben, wenn die
Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres
noch nicht erlassen ist.

Die Haushaltssatzung 2024 tritt mit dem 1. Januar 2024 in
Kraft.

Altenkunstadt, 23.11.2023

Schulverband Altenkunstadt

gez. Robert Hümmer
Schulverbandsvorsitzender

Gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Haushaltssatzung
wird diese samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen
Bekanntmachung der Haushaltssatzung öffentlich im Rat-
haus der der Gemeinde Altenkunstadt, Marktplatz 2, Zimmer
11 während der allgemeinen Dienststunden aufgelegt (Art.
40 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO).
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Zweite Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des
Zweckverbandes Abwasserwirtschaft Kunstadt
Vom 30.11.2023

Aufgrund Art. 17 ff. des Gesetzes über die Kommunale Zu-
sammenarbeit (KommZG) erlässt der Zweckverband Ab-
wasserwirtschaft Kunstadt folgende Satzung:

§ 1

§ 10 erhält folgende Neufassung:

Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes Abwasserwirt-
schaft Kunstadt befindet sich bei dem Verbandsmitglied
Altenkunstadt. Die Kosten der Geschäftsstelle und der Ge-
schäftsführung werden jährlich über die Verwaltungskosten-
umlage (Betriebskostenumlage) abgerechnet.

§ 2

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Altenkunstadt, 30.11.2023

Zweckverband Abwasserwirtschaft Kunstadt

gez. Christine Frieß
Verbandsvorsitzende

Die Zweckverbandsversammlung des Zweckverbandes Ab-
wasserwirtschaft Kunstadt hat am 30.11.2023 die nachste-
hende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 be-
schlossen. Das Landratsamt Lichtenfels hat mit Schreiben
vom 05.12.2023, Az. 32-941, von der Haushaltssatzung
Kenntnis genommen. Sie enthält keine genehmigungspflich-
tigen Bestandteile.  Die Satzung wird hiermit gem. Art. 24
Abs. 1 KommZG in ihrem Wortlaut amtlich bekannt gemacht.

Haushaltssatzung des Zweckverbandes
Abwasserwirtschaft Kunstadt, Landkreis Lichtenfels

für das Haushaltsjahr 2024

Auf Grund der Art. 40 ff. des Gesetzes über die kommunale
Zusammenarbeit (KommZG) in Verbindung mit Art. 63 ff der
Gemeindeordnung (GO) erlässt der Zweckverband Abwas-
serwirtschaft Kunstadt folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2024 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 470.400 Euro

und

im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 354.000 Euro

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im
Vermögenshaushalt wird auf 0 Euro festgesetzt.

§ 4

1) Die Betriebskostenumlage wird auf 470.350 Euro festge-
setzt.

 Die Aufteilung erfolgt im Verhältnis
 55 % Stadt Burgkunstadt
 und
 45 % Gemeinde Altenkunstadt.

2) Die Investitionskostenumlage wird auf 104.000 Euro
festgesetzt.

 Die Aufteilung erfolgt im Verhältnis
 55 % Stadt Burgkunstadt und
 45 % Gemeinde Altenkunstadt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leis-
tung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf
50.000 Euro festgesetzt.

§ 6

Festsetzung von Fälligkeitsterminen:

a) Die Betriebskostenumlage und die Investitionskosten-
umlage 2024 sind jeweils mit zwei Fünfteln ihres Jah-
resbetrages am 15.02. und mit je einem Fünftel ihres
Jahresbetrages am 15.05., 15.08. und 15.11. des
Haushaltsjahres fällig.

b) Die Betriebskostenumlage wird im folgenden Jahr in
Höhe der im abgelaufenen Jahr festgesetzten Viertel-
jahresbeträge vorläufig erhoben, wenn die Haushalts-
satzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht er-
lassen ist.

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2024 in Kraft.

Altenkunstadt, 06.12.2023

Zweckverband Abwasserwirtschaft Kunstadt

gez. Christine Frieß
Zweckverbandsvorsitzende

Gleichzeitig mit der Veröffentlichung der Haushaltssatzung
wird diese samt ihren Anlagen bis zur nächsten amtlichen
Bekanntmachung der Haushaltssatzung öffentlich im Rat-
haus der der Gemeinde Altenkunstadt, Marktplatz 2, Zimmer
11 während der allgemeinen Dienststunden aufgelegt (Art.
40 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO).



AMTSBLATT NR. 12/2023
Seite 83

Zweite Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Roth-
mannsthaler Gruppe vom 6. Dezember 2023

Auf Grund der Art. 17 ff. des Gesetzes über die kommunale
Zusammenarbeit (KommZG) erlässt der Zweckverband zur
Wasserversorgung der Rothmannsthaler Gruppe folgende
Satzung:

§ 1

Die Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Wasserver-
sorgung der Rothmannsthaler Gruppe vom 18.12.1998, die
durch Satzung vom 27.06.2018 geändert worden ist, wird
wie folgt geändert:

1. § 10 Satz 2 wird aufgehoben

2. § 13 erhält folgende Fassung:
§ 13 Kassenverwaltung
Die Kassengeschäfte werden von den Stadtwerken Lich-
tenfels geführt.“

3. § 14 erhält folgende Fassung:

§ 14 Prüfungswesen

(1) Die Jahresrechnung ist vom Rechnungsprüfungs-
ausschuss zu prüfen ehe sie der Verbandsversamm-
lung zur Feststellung vorgelegt wird.

(2) Überörtliches Prüfungsorgan ist der Bayerische
Kommunale Prüfungsverband“

§ 2

(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

(2) Die Satzung über die Erhebung von Verwaltungskos-
ten in eigenen Wirkungskreis des Zweckverbandes
zur Wasserversorgung der Rothmannsthaler Gruppe
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft.

Wattendorf, 06.12.2023

Zweckverband zur Wasserversorgung
der Rothmannsthaler Gruppe

gez. Rudolf Krapp
Verbandsvorsitzender

Zweite Satzung zur Änderung der Beitrags- und Gebüh-
rensatzung zur Wasserabgabesatzung (BGS/WAS) des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Roth-
mannsthaler Gruppe vom 6. Dezember 2023

Auf Grund von Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgabengeset-
zes erlässt der Zweckverband zur Wasserversorgung der
Rothmannsthaler Gruppe folgende Satzung:

§ 1
1. § 10 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach der Menge des aus
der Wasserversorgungseinrichtung entnommenen
Wassers berechnet. Die Gebühr beträgt 2,04 € pro
Kubikmeter entnommenen Wassers.

(2) Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasserzäh-
ler ermittelt. Er ist durch den Zweckverband zu schät-
zen, wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Able-

sung nicht ermöglicht wird, oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, dass

der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch
nicht angibt.

2. § 10 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger bewegli-
cher Wasserzähler verwendet, so beträgt die Gebühr
2,04€ pro Kubikmeter entnommenen Wassers.

§ 2

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Wattendorf, 06.12.2023

Zweckverband zur Wasserversorgung
der Rothmannsthaler Gruppe

gez. Rudolf Krapp
Verbandsvorsitzender

Bekanntmachung
SG 34

Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG); Erweiterung des Steinbruchs „Deisenstein“ in
der Gemarkung Schwabthal, Stadt Bad Staffelstein, um
8,36 Hektar in nordöstliche Richtung durch die Firma
Steinwerke Kaider Neupert-Kalk GmbH & Co.KG, Albert-
Neupert-Str. 6, 96231 Bad Staffelstein

I. Die Firma Steinwerke Kaider Neupert-Kalk GmbH &
Co.KG, Albert-Neupert-Straße 6, 96231 Bad Staffel-
stein, hat beim Landratsamt Lichtenfels die wesentli-
che Änderung nach § 16 Abs. 1 des Bundes-Immissi-
onsschutzgesetzes (BImSchG) des Steinbruchs „Dei-
senstein“ bei Kümmersreuth durch Erweiterung um
8,36 Hektar in nordöstliche Richtung (Grundstü-
cke Fl.Nrn. 360, 361, 362, 363, 364, 366, 368, 369,
370, 374, 375, 376, 377, 378, 379, 382, 383, 395, 396,
396/2, 396/3 und 396/4 der Gemarkung Schwabthal)
beantragt.

Das Vorhaben wurde bereits am 25.08.2023 im Amts-
blatt des Landkreises Lichtenfels, auf der Internetseite
des Landkreises Lichtenfels sowie im UVP-Portal Bay-
ern öffentlich bekannt gemacht.

Der immissionsschutzrechtliche Antrag und die Unter-
lagen lagen in der Zeit von Mittwoch, den 06.09.2023
bis einschließlich Donnerstag, den 05.10.2023 wäh-
rend der allgemeinen Dienststunden im Landratsamt
Lichtenfels, Nebengebäude, Kronacher Straße 28,
96215 Lichtenfels, im Zimmer 208, sowie bei der Stadt
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Bad Staffelstein, Stadtbauamt, Oberauer Straße 13,
96231 Bad Staffelstein im Zimmer Nr. 1.03 zur Ein-
sichtnahme aus. Zusätzlich waren der immissions-
schutzrechtliche Antrag sowie die Unterlagen im ge-
nannten Zeitraum auf der Internetseite des Landkrei-
ses Lichtenfels unter der Rubrik Landratsamt - Umwelt
einsehbar.

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben konnten
in der Zeit von Mittwoch, den 06.09.2023 bis ein-
schließlich Montag, den 06.11.2023 schriftlich oder
elektronisch bei den vorgenannten Stellen erhoben
werden.

Im Rahmen der durchgeführten Öffentlichkeitsbeteili-
gung zu dem Antrag sind gegen das Vorhaben Ein-
wendungen erhoben worden. Das Landratsamt Lich-
tenfels hat daher entschieden, dass die rechtzeitig er-
hobenen Einwendungen mit dem Antragsteller, sowie
mit denjenigen, die Einwendungen im Verfahren erho-
ben haben, in einem Erörterungstermin erörtert werden
(vgl. § 10 Abs. 4 Nr. 3, § 10 Abs. 6 BImSchG, § 12 Abs.
1 Satz 3 der Neunten Verordnung zur Durchführung
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - Verordnung
über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV).
Diese Entscheidung wird hiermit gemäß § 12 Abs. 1
Satz 5 i.V.m. § 8 Abs. 1 der 9. BImSchV öffentlich be-
kannt gemacht.

II. Zum Zeitpunkt der Bekanntmachung des Vorhabens
am 25.08.2023 wurde avisiert, dass der Erörterungs-
termin am Mittwoch, den 17.01.2023 ab 09:30 Uhr
stattfindet.
Im förmlichen Genehmigungsverfahren zum o.g. An-
trag nach § 16 Abs. 1 BImSchG zeichnet sich aufgrund
der Komplexität des Verfahrens ab, dass der Geneh-
migungsbehörde die Stellungnahmen der beteiligten
Behörden, deren Aufgabenbereich durch das bean-
tragte Vorhaben berührt wird, erst frühestens zum Jah-
resende 2023 vollständig vorliegen. Ein genauer Stich-
tag, an dem die Vollständigkeit erreicht wird, kann je-
doch zum jetzigen Zeitpunkt nicht genannt werden.
Des Weiteren bedürfen die Inhalte der eingegangenen
Einwendungen einer umfassenden Betrachtung im
Vorfeld des Erörterungstermins. Dafür wurden bereits
die Stellen, deren Aufgaben- und Fachbereich von den
Inhalten der Einwendungen berührt wird, nochmals um
fachliche Erläuterung gebeten. Eine abschließende
fachliche und rechtliche Würdigung der einzelnen Ein-
wendungen kann jedoch erst erfolgen, wenn die Stel-
lungnahmen der beteiligten Behörden vollständig vor-
liegen.
Erfahrungsgemäß ist die Durchführung des Erörte-
rungstermins erst dann sinnvoll und zweckmäßig,
wenn die behördlichen Stellungnahmen vollständig
vorliegen und diese von Seiten der Genehmigungsbe-
hörde fachlich und rechtlich aufbereitet werden konn-
ten. Aus Sicht der Genehmigungsbehörde reicht der
verbleibende Zeitraum bis zum avisierten Erörterungs-
termin für eine sinnvolle und rechtlich nicht zu bean-
standende Vorbereitung sowie Durchführung des Ter-
mins somit nicht aus.

Aus den genannten Gründen kann der ursprünglich am
25.08.2023 bekannt gemachte, für Mittwoch, den
17.01.2024 um 09:30 Uhr geplante Erörterungstermin
nicht stattfinden. Der Termin wird daher auf einen spä-
teren Zeitpunkt verlegt.

III. Das Landratsamt Lichtenfels wird den Ort und den
Zeitpunkt des neuen Erörterungstermins zum frühest-
möglichen Zeitpunkt bestimmen und rechtzeitig öffent-
lich bekanntmachen, vgl. § 17 Abs. 1 Satz 2 der 9. BIm-
SchV.

Auf die öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Abs.
3 BImSchG in Verbindung mit § 8 Abs. 1 und § 9 der
9. BImSchV vom 25.08.2023, veröffentlicht am
25.08.2023 im Amtsblatt des Landkreises Lichtenfels
sowie auf der Internetseite des Landkreises Lichten-
fels, wird Bezug genommen.

Lichtenfels, 21.12.2023

Landratsamt

gez. Christine Münzberg-Seitz
Abteilungsleiterin

Zweite Satzung zur Änderung der Beitragssatzung für
die Verbesserung und Erneuerung der Entwässerungs-
einrichtung (BS-VE/EE) des Abwasserzweckverbandes
Marktzeuln-Michelau vom 12. Dezember 2023

Aufgrund der Art. 2 und 5 des Kommunalabgabengesetzes
(KAG) erlässt der Abwasserzweckverband Marktzeuln-Mi-
chelau folgende Satzung:

§ 1
Die Beitragssatzung für die Verbesserung und Erneuerung
der Entwässerungseinrichtung (BS-VE/EE) des Abwas-
serzweckverbandes Marktzeuln-Michelau vom 7. Juni 2017,
zuletzt geändert am 22. Mai 2018, wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt gefasst:

Der Beitrag beträgt

(a) pro m² Grundstücksfläche 0,16 €

(b) pro vollem m² Geschossfläche 2,29 €

§ 2
Inkrafttreten

Diese Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Michelau, 12.12.2023

Abwasserzweckverband Marktzeuln-Michelau

gez. Jochen Weber
Verbandsvorsitzender
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Sechste Satzung zur Änderung der Beitrags- und Ge-
bührensatzung zur Entwässerungssatzung (BGS-EWS)
des Abwasserzweckverbandes Marktzeuln-Michelau,
Landkreis Lichtenfels vom 12. Dezember 2023

Aufgrund der Art. 2, 8 und 9 des Kommunalabgabengeset-
zes (KAG) erlässt der Abwasserzweckverband Marktzeuln-
Michelau folgende Satzung:

§ 1

Die Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssat-
zung (BGS-EWS) des Abwasserzweckverbandes Markt-
zeuln-Michelau, Landkreis Lichtenfels, vom 11. Dezember
2009, zuletzt geändert am 27. Dezember 2022, wird wie folgt
geändert:

1. § 6 wird wie folgt gefasst:

Der Beitrag beträgt

(a) Für jeden vollen Quadratmeter der Grund-
stücksfläche 0,23 €

(b)  Für jeden vollen Quadratmeter der Geschoss-
fläche 5,49 €

§ 2
Inkrafttreten

Diese Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

Michelau, 12.12.2023

Abwasserzweckverband
Marktzeuln-Michelau

gez. Jochen Weber
Verbandsvorsitzender

Satzung für das gemeinsame Kommunalunternehmen
„Regionalwerk Obermain“, Anstalt des öffentlichen
Rechts

Präambel

(1) Ziel des Regionalwerks Obermain ist die Erreichung
von größtmöglicher Energiesouveränität der Hoheits-
gebiete der gewährtragenden kommunalen Gebiets-
körperschaften sowie die wirtschaftliche Teilhabe an
der regionalen Wertschöpfung. Das Regionalwerk
Obermain soll durch die Schaffung dezentraler Ener-
gieerzeugungs- und Energieversorgungsstrukturen
die langfristige Energieversorgung aus erneuerbaren
Energien sicherstellen und die Akzeptanz der lokalen
Bevölkerung in Bezug auf die Errichtung erneuerbare
Energieanlagen steigern. Das Regionalwerk Ober-
main will Synergieeffekte nutzen und Wissen, Sach-
verstand und Ressourcen der gewährtragenden
kommunalen Gebietskörperschaften bündeln.

(2) Die kommunalen Gebietskörperschaften Altenkun-
stadt, Bad Staffelstein, Burgkunstadt, Ebensfeld,
Hochstadt a.Main, Landkreis Lichtenfels, Stadt Lich-
tenfels, Marktgraitz, Marktzeuln, Michelau i.OFr.,
Redwitz a.d.Rodach und Weismain erlassen auf-
grund von Art. 49 Abs. 1 des Gesetzes über die kom-
munale Zusammenarbeit in Bayern (KommZG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 20.Juni 1994
(GVBl. S. 555; 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zu-
letzt geändert durch § 8 des Gesetzes vom 24.Juli
2023 (GVBl. S. 385,586) folgende Satzung:

Gender-Hinweis: Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die
gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weiblich und
divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gel-
ten gleichermaßen für alle Geschlechter.

§ 1 Name und Sitz

(1) Das Regionalwerk Obermain ist ein selbstständiges
Unternehmen der kommunalen Gebietskörperschaf-
ten (Träger)

 Gemeinde Altenkunstadt
 Stadt Bad Staffelstein
 Stadt Burgkunstadt
 Markt Ebensfeld
 Gemeinde Hochstadt a.Main
 Landkreis Lichtenfels
 Stadt Lichtenfels
 Markt Marktgraitz
 Markt Marktzeuln
 Gemeinde Michelau i.OFr.
 Gemeinde Redwitz a.d.Rodach
 Stadt Weismain

aus dem Landkreis Lichtenfels in der Rechtsform ei-
ner Anstalt des öffentlichen Rechts (gemeinsames
Kommunalunternehmen).

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen führt den
Namen „Regionalwerk Obermain“ mit dem Zusatz
„gemeinsames Kommunalunternehmen“ oder „gKU“.
Es tritt unter diesem Namen im gesamten Geschäfts-
und Rechtsverkehr auf.

(3) Das gemeinsame Kommunalunternehmen hat sei-
nen Sitz in Lichtenfels. Räumlicher Wirkungsbereich
ist das Gebiet der Träger.

§ 2 Stammkapital und Kapitalkonten

(1) Das Stammkapital des gemeinsamen Kommunalun-
ternehmens beträgt € 200.000,00 und wird auf dem
individuellen Kapitalkonto I verbucht. Das Konto ist
unverzinslich.

(2) Das Stammkapital wird durch die Träger in bar er-
bracht. Die Stammeinlagen sind mit Inkrafttreten der
Satzung in Höhe von € 150.000,00 sofort zur Zah-
lung fällig. Die übrigen € 50.000,00 sind zum
01.01.2024 zur Zahlung fällig. Am Stammkapital sind
die Träger wie folgt mit Stammeinlagen beteiligt:
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Kommune Beteiligungsquote

Einzahlung auf
Stammeinlage

2023

Einzahlung auf
Stammeinlage

Jahr 2024

Einzahlung auf
Stammeinlagen

Gesamt

Gemeinde Altenkunstadt 5,48% 8.225 € 2.742 € 10.967 €

Stadt Bad Staffelstein 13,19% 19.779 € 6.593 € 26.371 €

Stadt Burgkunstadt 6,58% 9.874 € 3.291 € 13.165 €

Markt Ebensfeld 8,15% 12.224 € 4.075 € 16.299 €

Gemeinde Hochstadt a.Main 1,92% 2.880 € 960 € 3.840 €

Stadt Lichtenfels 20,21% 30.308 € 10.103 € 40.410 €

Markt Martgraitz 0,92% 1.375 € 458 € 1.833 €

Markt Marktzeuln 1,38% 2.076 € 692 € 2.767 €

Gemeinde Michelau i.OFr. 4,97% 7.448 € 2.483 € 9.931 €
Gemeinde Redwitz a.d.Rodach 2,98% 4.475 € 1.492 € 5.967 €

Stadt Weismain 9,23% 13.839 € 4.613 € 18.451 €

Landkreis Lichtenfels 25,00% 37.500 € 12.500 € 50.000 €

Gesamt 100,00% 150.000,00 € 50.000,00 € 200.000,00 €

(3) Auf dem individuellen Kapitalkonto II werden die über
das Stammkapital hinausgehenden Einlagen ge-
bucht. Das Konto ist unverzinslich.

(4) Auf dem individuellen Verrechnungskonto werden
die Gewinnanteile, soweit diese nicht aus Beteiligun-
gen an Projektgesellschaften i. S. d. § 3 Abs. (2) be-
stehen, die Entnahmen, die Zinsen sowie der sons-
tige im Rahmen der Satzung getätigte Zahlungsver-
kehr zwischen dem gemeinsamen Kommunalunter-
nehmen und dem Träger gebucht. Das Konto ist un-
verzinslich.

(5) Auf dem individuellen Verlustvortragskonto werden
die einen Träger betreffenden Verlustanteile ge-
bucht. Die Träger sind nicht verpflichtet, zum Aus-
gleich dieses Kontos Einzahlungen zu leisten. Das
Konto ist unverzinslich. Künftige Gewinnanteile sind
zunächst zur Auffüllung des Verlustvortragskontos zu
verwenden.

(6) Dem gemeinsamen Rücklagenkonto werden die die-
sem durch Beschluss der Träger zugewiesenen Teile
des Gewinns oder sonstige Zuzahlungen der Träger
gutgeschrieben. An dem gemeinsamen Rücklagen-
konto sind die Träger stets im Verhältnis ihrer Kapi-
talkonten I zueinander beteiligt. Das Konto ist unver-
zinslich.

(7) Auf dem individuellen Projekteinlagekonto sind je Be-
teiligung des gemeinsamen Kommunalunterneh-
mens an einer Projektgesellschaft die Einlagen der
an diesem Projekt beteiligten Träger für die Aufbrin-
gung des Eigenkapitals in der jeweiligen Projektge-
sellschaft zu verbuchen. Das Konto ist unverzinslich.

(8) Auf dem individuellen Projektgewinnkonto sind die
auf den jeweiligen Träger entfallenden Ausschüttun-
gen aus den Projektgesellschaften zu verbuchen.

§ 3 Gegenstand des gemeinsamen Kommunal-
unternehmens

(1) Gegenstand des gemeinsamen Kommunalunterneh-
mens ist die

a) gemeinsame Entwicklung von Projekten und
neuen Geschäftsfeldern im Bereich der Ener-
gieerzeugung, Energiespeicherung und Ener-
gieversorgung aus erneuerbaren Energien
einschließlich der Energiespeicherung.
Hierzu zählt insbesondere die Identifizierung
von neuen Geschäftsfeldern im Bereich der
erneuerbaren Energien und die Entwicklung
von Konzepten zur sauberen Energieerzeu-
gung und -versorgung;

b) die Unterstützung der Träger bei der Gebiets-
entwicklung im Bereich der Erneuerbaren
Energien sowie der frühzeitigen Sicherung
geeigneter Flächen;

c) der Aufbau geeigneten Plattform zur Bünde-
lung sämtlicher Anliegen im Bereich der Er-
neuerbaren Energien.

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen kann sich
zum Zwecke der Förderung seiner Aufgaben an an-
deren Gesellschaften beteiligen oder Gesellschaften
gründen, wenn dies dem Gegenstand des gemeinsa-
men Kommunalunternehmens dient oder die Errei-
chung des Gegenstands des gemeinsamen Kommu-
nalunternehmens nur so sichergestellt werden kann.
Das gemeinsame Kommunalunternehmen kann ins-
besondere zum Zwecke der Realisierung der entwi-
ckelten Projekte im Bereich der Energieerzeugung
und Energieversorgung aus erneuerbaren Energien
Tochtergesellschaften (sog. Projektgesellschaften)
gründen.

(3) Im Falle der Gründung oder Beteiligung an anderen
Gesellschaften ist sicherzustellen, dass die Haftung
des gemeinsamen Kommunalunternehmens auf ei-
nen bestimmten Betrag begrenzt ist.

(4) Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist be-
rechtigt, Geschäfte jeder Art durchzuführen, die dem
vorstehend beschriebenen Gegenstand unmittelbar
oder mittelbar dienen oder diesen ergänzen.
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§ 4 Organe und Ausschüsse

(1) Organe des gemeinsamen Kommunalunternehmens
sind:

a) der Vorstand (§ 5) und

b) der Verwaltungsrat (§ 6 bis § 8).

(2) Darüber hinaus sollen im Falle der mittelbaren Betei-
ligung der Träger an Projektgesellschaften beschlie-
ßende Projektausschüsse (§ 10) eingerichtet wer-
den.

§ 5 Der Vorstand

(1) Der Vorstand kann aus einem oder mehreren Mitglie-
dern bestehen. Die Mitglieder des Vorstands sind
einzelvertretungsbefugt und von den Beschränkun-
gen des § 181 Alt. 2 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
befreit.

(2) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die Dauer
von höchstens fünf Jahren bestellt. Eine erneute
Bestellung ist zulässig. Bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes kann der Verwaltungsrat Mitglieder des Vor-
stands durch Beschluss mit einer Mehrheit von drei
Viertel der abgegebenen Stimmen vorzeitig abbe-
rufen werden.

(3) Der Vorstand leitet das gemeinsame Kommunalun-
ternehmen eigenverantwortlich, sofern nicht gesetz-
lich, durch diese Satzung oder einer Geschäftsord-
nung für den Vorstand etwas anderes bestimmt ist.

(4) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über alle wich-
tigen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten und auf
Anforderung dem Verwaltungsrat über die Angele-
genheiten des gemeinsamen Kommunalunterneh-
mens Auskunft zu geben.

(5) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat vierteljährlich
schriftlich Zwischenberichte über die Abwicklung des
Vermögens- und Erfolgsplans vorzulegen. Darüber
hinaus hat der Vorstand den Verwaltungsrat zu un-
terrichten, wenn bei der Ausführung des Erfolgsplans
erfolgsgefährdende Mindererträge oder Mehrauf-
wendungen zu erwarten sind. Sind darüber hinaus
Verluste zu erwarten, die Auswirkungen auf den
Haushalt der Träger haben können, ist dem Verwal-
tungsrat hierüber unverzüglich Bericht zu erstatten.

(6) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Verwal-
tungsrats (ohne Stimmrecht) teil, sofern der Verwal-
tungsrat nicht etwas anderes beschließt. In Angele-
genheiten, die Mitglieder des Vorstands persönlich
betreffen, entscheidet der Verwaltungsrat nach An-
hörung des betreffenden Vorstandsmitglieds in Ab-
wesenheit der Vorstandsmitglieder.

(7) Der Verwaltungsrat schließt mit dem Vorstand einen
Dienstvertrag, der seine Aufgaben und Vergütung re-
gelt. In dem Dienstvertrag ist zu vereinbaren, dass
jedes Vorstandsmitglied vertraglich verpflichtet wird,
die ihm im Geschäftsjahr jeweils gewährten Bezüge
i. S. v. § 285 Nr. 9 lit. a) des Handelsgesetzbuchs al-
len Trägern jährlich zur Veröffentlichung mitzuteilen.

(8) Der Vorstand ist zuständig für die Wahrnehmung
sämtlicher arbeitsrechtlicher Befugnisse gegenüber
den Arbeitnehmern des gemeinsamen Kommunalun-
ternehmens. Er entscheidet eigenverantwortlich über
die Einstellung qualifizierten Personals bis zur Ent-
geltgruppe 9 nach TVöD.

(9) Der Verwaltungsrat erlässt eine Geschäftsordnung
für den Vorstand, in welcher u.a. die Geschäftsvertei-
lung zwischen den Vorstandsmitgliedern im Innen-
verhältnis, Gegenstände der gemeinsamen Be-
schlussfassung der Vorstandsmitglieder sowie die
Formvorschriften über die Beschlussfassung der
Vorstandsmitglieder geregelt wird.

§ 6 Der Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus zwölf Mitgliedern.
Jeder Träger entsendet ein Mitglied in den Verwal-
tungsrat, wobei der Landkreis durch den Landrat und
die weiteren Träger durch den ersten Bürgermeister
vertreten werden. Die Mitglieder werden im Fall ihrer
Verhinderung durch ihre Stellvertreter vertreten; mit
deren Zustimmung können die Träger auch andere
Stellvertreter bestellen. Das Stimmrecht eines Trä-
gers bestimmt sich nach seiner Beteiligung am ge-
meinsamen Kommunalunternehmen. Dabei gewährt
jeder Euro am Stammkapital (Kapitalkonto I) eine
Stimme.

(2) Der Vorsitzende sowie dessen Stellvertreter werden
vom Verwaltungsrat aus seiner Mitte gewählt. Ge-
wählt ist, wer die Mehrzahl der Stimmen auf sich ver-
eint.

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrats können ihr Man-
dat nur aus wichtigem Grund niederlegen. Die Nie-
derlegung ist durch schriftliche Erklärung gegenüber
dem Vorsitzenden anzuzeigen.

(4) Legt der Vorsitzende den Vorsitz nieder, wird in der
nächsten Verwaltungsratssitzung, die auch durch
den Vorstand nach den folgenden Regelungen ein-
berufen werden kann, aus der Mitte des Verwal-
tungsrats ein neuer Vorsitzender gewählt. Gewählt
ist, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf
sich vereint. Entsprechendes gilt, wenn der stellver-
tretende Vorsitzende den stellvertretenden Vorsitz
niederlegt.

(5) Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter werden
von den Trägern für sechs Jahre bestellt. Abwei-
chend hiervon endet die Amtszeit von Mitgliedern
des Verwaltungsrats, die dem Träger angehören, mit
dem Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Aus-
scheiden aus dem Träger. Die Mitglieder des Verwal-
tungsrats üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen
Mitglieder weiter aus.

(6) Der Verwaltungsrat hat die Träger auf Verlangen
über alle wichtigen Angelegenheiten des gemeinsa-
men Kommunalunternehmens zu unterrichten.

(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrats unterliegen nur in
den durch die kommunalrechtlich vorgegebenen
Fälle den Weisungen der jeweiligen Träger.

(8) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.
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§ 7 Zuständigkeit des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäftsführung
des Vorstands.

(2) Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vorstand
über alle Angelegenheiten des gemeinsamen Kom-
munalunternehmens Berichterstattung verlangen.

(3) Der Verwaltungsrat entscheidet über folgende Maß-
nahmen, soweit bestimmte Maßnahmen nicht bereits
von den Trägern im Rahmen des Wirtschaftsplans
genehmigt wurden:

a) die Änderung der Satzung des gemeinsamen
Kommunalunternehmens;

b) den Beitritt zum und den Austritt einzelner
Träger aus dem gemeinsamen Kommunalun-
ternehmen einschließlich der Festlegung der
Konditionen des Beitritts;

c) die Auflösung oder Verschmelzung des ge-
meinsamen Kommunalunternehmens;

d) die Erhöhung oder Herabsetzung des Stamm-
kapitals sowie der Rücklagen (Kapitalkonto II)
des gemeinsamen Kommunalunternehmens;

e) Entnahmen vom individuellen Verrechnungs-
konto, soweit sie über den reinen Zahlungs-
verkehr hinausgehen;

f) die Errichtung und unmittelbare oder mittel-
bare Beteiligung des gemeinsamen Kommu-
nalunternehmens an anderen Unternehmen,
die gänzliche oder teilweise Veräußerung von
Beteiligungen und die Änderung der Rechts-
form oder Aufgaben von Beteiligungen; hierzu
gehört auch die Gründung von Projektgesell-
schaften im Sinne des § 3 Abs. (2);

g) die Entscheidung über die personelle Beset-
zung der Geschäftsführung und gesell-
schaftsrechtlicher Gremien (z.B. Aufsichtsrat,
Beirat) bei Beteiligungen des gemeinsamen
Kommunalunternehmens an anderen Gesell-
schaften;

h) die Stimmabgabe in Gesellschaften, an de-
nen das gemeinsame Kommunalunterneh-
men beteiligt ist;

i) den Erlass von Satzungen und Verordnungen
im Rahmen des übertragenen Aufgabenbe-
reichs (§ 3); in diesem Fall unterliegen die Mit-
glieder des Verwaltungsrats Weisungen des
jeweiligen Stadt-/Gemeinderats;

j) die Feststellung und Änderung des Wirt-
schaftsplans;

k) die Feststellung und Änderung des Jahresab-
schlusses sowie die Entlastung des Vor-
stands;

l) die Ergebnisverwendung, die Rückzahlung
von Eigenkapital;

m) Verfügungen über Anlagevermögen und die
Verpflichtung hierzu, insbesondere Erwerb,
Veräußerung, Tausch und Belastung von
Grundstücken und grundstücksgleichen
Rechten, sowie die Veräußerung von Vermö-
gensgegenständen, wenn der Gegenstands-
wert im Einzelfall den in der Geschäftsord-
nung für den Verwaltungsrat aufgeführten Be-
trag überschreitet;

n) die Vergabe von Lieferungen und Leistungen
im Rahmen des Vermögensplans, wenn der
Gegenstand im Einzelfall den in der Ge-
schäftsordnung für den Verwaltungsrat aufge-
führten Betrag überschreitet;

o) die Gewährung von Darlehen bzw. die Auf-
nahmen von Darlehen, die im Einzelfall den in
der Geschäftsordnung für den Verwaltungsrat
aufgeführten Betrag überschreiten sowie die
Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von
Gewährverträgen, Bestellung sonstiger Si-
cherheiten sowie Rechtsgeschäfte, die den
Vorgenannten wirtschaftlich gleichkommen;

p) der Abschluss aller das gemeinsame Kommu-
nalunternehmen verpflichtender Verträge, die
den in der Geschäftsordnung für den Verwal-
tungsrat aufgeführten Betrag überschreiten;

q) der Einstieg in die konkretisierte Prüfung der
Umsetzbarkeit (v.a. Verfügbarkeit der Flä-
chen und Abschluss von Flächensicherungs-
verträgen, soweit damit eine Zahlung an den
Vertragspartner bereits vor Inbetriebnahme
einer Erneuerbaren Energien Anlage geschul-
det wird, Prüfung der technischen und rechtli-
chen Umsetzbarkeit sowie die Kalkulation der
Wirtschaftlichkeit nebst einer entsprechenden
Finanzierungsplanung);

r) Verfügungen über Projektrechte an Dritte o-
der an Projektgesellschaften,

s) die Bestellung des Abschlussprüfers;

t) die Bestellung und Abberufung von Mitglie-
dern des Vorstands und deren Stellvertretern
aus wichtigem Grund sowie Regelung der
Dienstverhältnisse der Mitglieder des Vor-
stands und deren Stellvertreter;

u) die Erteilung und der Widerruf von Prokuren;

v) die Bildung von beschließenden Projektaus-
schüssen gemäß § 10;

w) die Mitgliedschaft im Kommunalen Arbeitge-
berverband Bayern e.V. (KAV) und

x) die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten und
Einlegung von Rechtsmitteln sowie der Erlass
von Forderungen und Abschluss von Verglei-
chen.

(4) Nach Beschluss des Verwaltungsrats gemäß (3)
lit. v) entscheidet der jeweils zu bildenden Projekt-
ausschuss nach § 10 über die Stimmabgabe in der



AMTSBLATT NR. 12/2023
Seite 89

jeweiligen Projektgesellschaft. In Fällen, welche ne-
gative Auswirkungen auf das gemeinsame Kommu-
nalunternehmen insgesamt und damit auf alle am ge-
meinsamen Kommunalunternehmen beteiligten Trä-
ger befürchten lassen, kann der Vorsitzende des Pro-
jektausschusses, der Vorsitzende des Verwaltungs-
rats, ein Drittel der stimmberechtigten Mitglieder des
Projektausschusses oder ein Viertel der Mitglieder
des Verwaltungsrats binnen einer Woche die Nach-
prüfung von Beschlüssen des Projektausschusses
durch den Verwaltungsrat unter Achtung der beson-
deren wirtschaftlichen Interessen der gemäß § 10
Abs. (1) Satz 1 mittelbar Beteiligten beantragen. So-
weit ein Beschluss eines Projektausschusses die
Rechte Dritter berührt, wird er erst nach Ablauf einer
Frist von einer Woche wirksam.

(5) Der Vorsitzende des Verwaltungsrats vertritt das ge-
meinsame Kommunalunternehmen gegenüber dem
Vorstand sowie gegenüber Dritten für den Fall, dass
das gemeinsame Kommunalunternehmen noch kei-
nen Vorstand hat oder dieser nicht handlungsfähig
ist.

§ 8 Einberufung und Beschlüsse des
Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat tritt auf schriftliche oder elektro-
nische Einladung des Vorsitzenden des Verwal-
tungsrats zusammen. Die Einladung muss Tageszeit
und Sitzungsort sowie die Tagesordnung angeben
und den Mitgliedern des Verwaltungsrats spätestens
sieben Tage vor der Sitzung zugehen. Der Tag der
Sitzung zählt bei der Fristberechnung nicht mit. In
dringenden Fällen kann die Frist auf drei Tage ver-
kürzt werden.

(2) Der Verwaltungsrat ist mindestens einmal halbjähr-
lich einzuberufen. Er muss außerdem einberufen
werden, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder
des Verwaltungsrats unter Angabe der Beratungsge-
genstände dies beantragt.

(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vor-
sitzenden des Verwaltungsrats geleitet. Der Vorsit-
zende des Verwaltungsrats bereitet die Sitzungen
des Verwaltungsrats vor.

(4) Mit Ausnahme der Regelung des § 2 Abs. 4 KUV
sind die Sitzungen des Verwaltungsrats nichtöffent-
lich. Der Vorsitzende des Verwaltungsrats kann je-
derzeit sachkundige Dritte zu den Sitzungen des Ver-
waltungsrats mit beratender Funktion zu einzelnen
Tagesordnungspunkten hinzuziehen.

(5) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die
Mehrheit der Mitglieder oder deren Stellvertreter, da-
runter der Vorsitzende des Verwaltungsrats oder
dessen Stellvertreter, anwesend und stimmberech-
tigt ist. Über andere als in der Einladung angegebene
Beratungsgegenstände darf nur dann Beschluss ge-
fasst werden, wenn

a) die Angelegenheit dringlich ist und der Ver-
waltungsrat der Behandlung mehrheitlich zu-
stimmt oder

b) sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats
(bzw. deren Stellvertreter) anwesend sind und
kein Mitglied der Behandlung widerspricht.

(6) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur Ver-
handlung über denselben Gegenstand zusammen-
gerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Er-
schienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einla-
dung muss auf diese Folge hingewiesen werden.

(7) Die Sitzungen des Verwaltungsrats finden in den Ge-
schäftsräumen der Träger statt, soweit die Mitglieder
des Verwaltungsrats nicht mehrheitlich etwas ande-
res beschließen. Beschlüsse des Verwaltungsrats
werden grundsätzlich in Versammlungen gefasst und
sind nach folgendem Abs. (9) zu protokollieren. Je-
doch können Beschlüsse des Verwaltungsrats, so-
weit nicht zwingendes Recht eine andere Form vor-
sieht, auch telefonisch, in Textform, per Telefax, E-
Mail, in Video- oder Telefonkonferenzen sowie in
Kombination (z. B. Zuschaltung abwesender Mitglie-
der des Verwaltungsrats zu einer Sitzung des Ver-
waltungsrats oder durch nachträgliche Stimmab-
gabe) gefasst werden (Umlaufverfahren), wenn

a) der Einberufende auf die Art der Beschluss-
fassung und auf die Frist zur Stimmabgabe in
der Einladung hinweist und

b) alle Mitglieder des Verwaltungsrats an der Be-
schlussfassung teilnehmen.

Andernfalls ist das Umlaufverfahren gescheitert. In
diesem Fall ist unverzüglich eine Sitzung des Verwal-
tungsrats mit denselben Beschlussgegenständen
einzuberufen.

(8) Beschlüsse des Verwaltungsrats nach § 7 Abs. (3) lit.
a) bis d) und lit. f) bedürfen der Zustimmung aller
Träger. Beschlüsse des Verwaltungsrats gemäß § 7
Abs. (3) lit.  q) und r) bedarf einer Mehrheit von drei
Viertel der abgegebenen Stimmen. Im Übrigen
werden die Beschlüsse des Verwaltungsrats mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst,
sofern nicht gesetzlich oder in diesem Vertrag etwas
anderes geregelt ist. Stimmenthaltungen sind nicht
zulässig.

(9) Über die gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift
zu fertigen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden
des Verwaltungsrats zu unterzeichnen und dem Ver-
waltungsrat in der nächsten Sitzung zur Genehmi-
gung vorzulegen.

(10) Der Vorsitzende des Verwaltungsrats ist befugt, an-
stelle des Verwaltungsrats dringliche Anordnungen
zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besor-
gen. Hierüber hat der Vorsitzende des Verwaltungs-
rats den Verwaltungsrat in der nächsten Sitzung zu
unterrichten.

(11) Hält der Vorsitzende des Verwaltungsrats einen Be-
schluss des Verwaltungsrats für rechtswidrig, so hat
er ihn zu beanstanden. Die Beanstandung hat auf-
schiebende Wirkung. Hält der Verwaltungsrat an sei-
nem Beschluss fest, ist die Entscheidung der zustän-
digen Aufsichtsbehörde herbeizuführen.
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§ 9 Projekte

(1) Sobald das gemeinsame Kommunalunternehmen
die Planung zur Umsetzung einer Anlage zur Umset-
zung des Unternehmensgegenstands gemäß § 3
Abs. (1) aufgenommen hat und hierfür über mindes-
tens eine gesicherte Rechtsposition verfügt (im Fol-
genden „Projekt“), hat das gemeinsame Kommunal-
unternehmen in der Buchhaltung eine gesonderte
Kostenstelle einzurichten, auf der alle mit dem jewei-
ligen Projekt verbundenen internen und externen
Aufwendungen zu erfassen sind. Eine gesicherte
Rechtsposition liegt z.B. im Abschluss eines Flä-
chensicherungsvertrags.

(2) Der Vorstand hat im Rahmen seiner Berichterstat-
tung dem Verwaltungsrat über den Stand der Pro-
jekte zu informieren, soweit die Berichterstattung
nicht in dem für das Projekt errichteten Projektaus-
schuss erfolgt.

(3) Spätestens nach vollständiger Entwicklung eines
Projekts, sollen sämtliche Projektrechte auf eine Pro-
jektgesellschaft zur Realisierung des Projekts in der
Projektgesellschaft übertragen werden. Die Übertra-
gung der Projektrechte hat zum gemeinen Wert zu
erfolgen.

§ 10 Projektausschüsse

(1) Im Falle der mittelbaren Beteiligung von Trägern an
Projektgesellschaften i. S. d. Abs. (2) soll spätestens
mit Beschlussfassung über die Gründung der Pro-
jektgesellschaft für jedes Projekt ein beschließender
Projektausschuss gebildet werden, § 7 Abs. (3) lit. v).
Der jeweilige Projektausschuss soll aus Vertretern
der Träger besetzt werden, die sich am jeweiligen
Projekt finanziell beteiligen. Der Vorsitzende des Pro-
jektausschusses sowie dessen Stellvertreter wird
vom Projektausschuss gewählt. Gewählt ist, wer die
Mehrzahl der Stimmen auf sich vereint. Die erste Sit-
zung des Projektausschusses, in welcher der Vorsit-
zende sowie dessen Stellvertreter bestimmt werden,
wird vom Vorstand einberufen und geleitet.

(2) Eine mittelbare Beteiligung liegt vor, wenn sich der
jeweilige Träger nicht direkt als Gesellschafter an der
Projektgesellschaft beteiligt, sondern eine Einzah-
lung auf das individuelle Projekteinlagekonto gemäß
§ 2 Abs. (7) leistet und sich über das gemeinsame
Kommunalunternehmen durch die entsprechende Ei-
genkapitaleinlage in die Projektgesellschaft an dieser
beteiligt. In diesem Fall ist innerhalb des gemeinsa-
men Kommunalunternehmens eine Spartenrech-
nung in Anlehnung an die Regelungen des
§ 6b EnWG abzubilden, in der die Beteiligung an der
jeweiligen Projektgesellschaft abgebildet wird. Eine
unmittelbare Beteiligung liegt vor, wenn sich der je-
weilige Träger direkt als Gesellschafter an der Pro-
jektgesellschaft beteiligt und seine Eigenkapitalein-
lage in die Projektgesellschaft leistet.

(3) Der Projektausschuss entscheidet unbeschadet des
§ 7 Abs. (4) Satz 2 und Satz 3, neben den sonstigen,
durch den Verwaltungsrat dem Projektausschuss
übertragenen Rechtsgeschäfte und Maßnahmen,
über die Stimmabgaben in der Gesellschafterver-
sammlung der Projektgesellschaft. Das Stimmrecht
richtet sich nach dem Verhältnis der finanziellen Be-

teiligung der jeweiligen Träger am Projekt zueinan-
der. Unter finanzieller Beteiligung ist der Eigenkapi-
talanteil zu verstehen, den jeder Träger zur Durch-
führung und Umsetzung des Projekts erbracht hat,
und zwar zum Zeitpunkt der Beschlussfassung.

(4) Der jeweilige Projektausschuss trifft Entscheidungen
durch Beschluss. Der jeweilige Projektausschuss ist
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mit-
glieder anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse mit
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen,
wenn nicht diese Satzung Abweichendes regelt.
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden
nicht mitgerechnet. Im Übrigen kann sich jeder Pro-
jektausschuss eine Geschäftsordnung geben.

(5) Beschlüsse des Projektausschusses über die Stimm-
abgabe in der Gesellschafterversammlung in Projekt-
gesellschaften betreffend die Auflösung der Projekt-
gesellschaft bedürfen eines einstimmigen Be-
schlusses. Beschlüsse des Projektausschusses
über die Stimmabgabe in der Gesellschafterver-
sammlung in Projektgesellschaften betreffend

a) die Änderung der Rechtsform und des Gesell-
schaftsvertrags der Projektgesellschaft;

b) Feststellung des Jahresabschlusses und die
Verwendung des Ergebnisses der Projektge-
sellschaft;

c) die Bestellung, Anstellung, Abberufung und
Kündigung der Geschäftsführer der Projekt-
gesellschaft;

d) der Wirtschaftsplan der Projektgesellschaft
und die jeweilige Sparte des Wirtschaftsplans
des gemeinsamen Kommunalunternehmens;

bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln der abge-
gebenen Stimmen.

(6) Der Projektausschuss tritt auf schriftliche oder elekt-
ronische Einladung des Vorsitzenden des Projekt-
ausschusses zusammen. Die Einladung muss Ta-
geszeit und Sitzungsort sowie die Tagesordnung an-
geben und den Mitgliedern des Projektausschusses
spätestens sieben Tage vor der Sitzung zugehen.
Der Tag der Sitzung zählt bei der Fristberechnung
nicht mit. In dringenden Fällen kann die Frist auf drei
Tage verkürzt werden. Die Sitzungen des Projekt-
ausschusses werden vom Vorsitzenden des Projekt-
ausschusses geleitet. Der Vorsitzende des Projekt-
ausschusses bereitet die Sitzungen des Projektaus-
schusses vor. § 8 Abs. (5) bis Abs. (7) sowie Abs. (9)
gelten für den Projektausschuss entsprechend.

(7) Hält der Vorsitzende des Projektausschusses einen
Beschluss des Projektausschusses für rechtswidrig,
so hat er ihn zu beanstanden. Die Beanstandung hat
aufschiebende Wirkung. Hält der Projektausschuss
an seinem Beschluss fest, ist die Entscheidung der
zuständigen Aufsichtsbehörde herbeizuführen.
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§ 11 Finanzierung

Das gemeinsame Kommunalunternehmen soll stets mit hin-
reichendem Kapital ausgestattet sein, um die ihm zugewie-
senen Aufgaben finanzieren zu können.

§ 12 Verpflichtungserklärungen

(1) Verpflichtende Erklärungen des gemeinsamen Kom-
munalunternehmens bedürfen der Schriftform oder
müssen in elektronischer Form mit einer dauerhaft
überprüfbaren, qualifizierten elektronischen Signatur
nach dem Signaturgesetz versehen sein. Dies gilt
nicht für ständig wiederkehrende Geschäfte des täg-
lichen Lebens, die finanziell von unerheblicher Be-
deutung sind. Die Unterzeichnung erfolgt durch den
Vorstand bzw. durch jeweils Vertretungsberechtigte.
Die Unterzeichnung erfolgt unter dem Namen „Regi-
onalwerk Obermain gKU“.

(2) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung eines
Vertretungszusatzes, sein Stellvertreter mit dem Zu-
satz „in Vertretung“, Prokuristen mit dem Zusatz
„ppa“, andere Vertretungsberechtigte mit dem Zusatz
„im Auftrag“.

§ 13 Spartenrechnung

(1) Im Falle der mittelbaren Beteiligung i.S.d. § 10
Abs  (2) hat das gemeinsame Kommunalunterneh-
men eine Spartenrechnung durchzuführen. Hierbei
werden in der jeweils gesonderten Sparte Sparten-
Gewinn- und Verlustrechnungen sowie Spartenbilan-
zen ermittelt, in die sämtliche der jeweiligen Sparte
zuzuordnenden Erträge und Aufwendungen sowie
Ein- und Auszahlungen einfließen. Das geschieht un-
ter Einbeziehung der anteiligen Gemeinkosten, die,
soweit sie nicht der jeweiligen Sparte direkt zuzuord-
nen sind, im Verhältnis der Sparten zueinander be-
triebswirtschaftlich sinnvoll und sachgerecht aufge-
schlüsselt werden.

(2) Das gemeinsame Kommunalunternehmen verfügt
mindestens über folgende Sparten:

a) eine Sparte Eigenverwaltung;

b) eine Sparte Projektentwicklung allgemein;

c) je eine Sparte Projektentwicklung pro Projekt;

d) je eine Sparte pro Beteiligung an einer Pro-
jektgesellschaft.

(3) Durch eine Spartenrechnung sind die Ergebnisse
der jeweiligen Sparte gesondert nachzuweisen. Die
Richtigkeit der Spartenrechnung ist durch den Ab-
schlussprüfer im Rahmen der Prüfung des Jahres-
abschlusses zu prüfen und zu bestätigen.

§ 14 Ergebnisverteilung

(1) Im Falle der mittelbaren Beteiligung i.S.d. § 10
Abs. (2) nehmen die Träger am Ergebnis des ge-
meinsamen Kommunalunternehmen wie folgt teil:

Sparte Beteiligungsschlüssel

Sparte Eigenverwaltung Anteil am Kapitalkonto I

Sparte Projektentwicklung
allgemein

Anteil am Kapitalkonto I

Je Sparte Projektentwick-
lung pro Projekt

Anteil am Kapitalkonto I

Je Sparte Beteiligung an
Projektgesellschaft

Anteil am Projekteinlage-
konto

(2) Soweit steuerliche Gewinn- und Verlustzuweisungen
aus der Beteiligung an Projektgesellschaften auf der
Ebene des gemeinsamen Kommunalunternehmens
zu einer steuerlichen Mehr- oder Minderbelastung
führen, sind diese Auswirkungen bei der Ergebnis-
verteilung „je Sparte Beteiligung an Projektgesell-
schaft“ zu berücksichtigen.

§ 15 Überführung in den hoheitlichen Bereich
des gemeinsamen Kommunalunterneh-

mens

(1) Die Gewinne aus den wirtschaftlichen Tätigkeiten
des gemeinsamen Kommunalunternehmens werden
stets zunächst in den hoheitlichen Bereich des Kom-
munalunternehmens überführt und unterliegen dabei
der Kapitalertragsteuer zzgl. Solidaritätszuschlag.
Die Auszahlung der Gewinne an die Träger bleibt
dann ertragsteuerfrei.

(2) Die in § 14 geregelten Gewinnanteile der Träger wer-
den daher jeweils um die Kapitalertragsteuer zzgl.
Solidaritätszuschlag gemindert.

§ 16 Entnahmen

(1) Entnahmen von positiven Salden vom individuellen
Projektgewinnkonto sind jederzeit zulässig.

(2) Entnahmen vom individuellen Verrechnungskonto
bedürfen der Beschlussfassung des Verwaltungs-
rats, soweit sie über den reinen Zahlungsverkehr hin-
ausgehen.

§ 17 Wirtschaftsführung, Rechnungswesen und
Prüfung

(1) Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist spar-
sam und wirtschaftlich unter Beachtung des Unter-
nehmensgegenstands zu führen. Im Übrigen gelten
die Vorschriften der Verordnung über Kommunalun-
ternehmen (KUV) über Wirtschaftsführung, Vermö-
gensverwaltung und Rechnungslegung, Art. 95 GO,
Art. 83 LKrO sowie die Regelungen der Kommunal-
haushaltsverordnung-Kameralistik (KommHV-Kame-
ralistik) oder Kommunalhaushaltsverordnung-Doppik
(KommHV-Doppik).
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(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden
nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden
Vorschriften des Handelsgesetzbuchs aufgestellt
und geprüft.

(3) Der Vorstand hat den Jahresabschluss, den Lagebe-
richt und die Erfolgsübersicht innerhalb von sechs
Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres aufzu-
stellen und nach Durchführung der Abschlussprü-
fung dem Verwaltungsrat zur Feststellung vorzule-
gen (§ 27 KUV). Der Jahresabschluss und der Lage-
bericht sind vom Vorstand unter Angabe des Datums
zu unterzeichnen. Der Jahresabschluss, der Lagebe-
richt, die Erfolgsübersicht und der Bericht über die
Abschlussprüfung sind den Trägern zuzuleiten. Der
Beschluss über die Feststellung des Jahresabschlus-
ses ist ortsüblich bekanntzugeben.

(4) Die Organe der Rechnungsprüfung der Träger haben
das Recht, sich zur Klärung von Fragen, die bei der
Prüfung nach Art. 106 Abs. 4 Satz 2 und Satz 3 GO,
Art. 92 Abs. 4 Satz 2 und Satz 3 LKrO auftreten, un-
mittelbar zu unterrichten und zu diesem Zweck die
betrieblichen Einrichtungen und Anlagen, die Bücher
und Schriften des gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens einzusehen.

§ 18 Wirtschaftsplan und Wirtschaftsjahr

(1) Vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Wirt-
schaftsplan aufzustellen. Dieser besteht aus dem Er-
folgs- und Vermögensplan gemäß §§ 17, 18 KUV.
Dem Wirtschaftsplan ist ein Stellenplan entspre-
chend § 5 Abs. 1 bis Abs. 5 der Verordnung über das
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen nach
den Grundsätzen der doppelten kommunalen Buch-
führung (KommHV- Doppik) bzw. § 6 der Verordnung
über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
nach den Grundsätzen der Kameralistik (KommHV-
Kameralistik) beizufügen.

(2) Das Wirtschaftsjahr des gemeinsamen Kommunal-
unternehmens ist das Kalenderjahr.

§ 19 Ausscheiden eines Trägers, Auflösung des
gemeinsamen Kommunalunternehmens

und Auseinandersetzung

(1) Die Auflösung des gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens oder ein Antrag eines Trägers auf Austritt
ist die ersten zehn Jahre nach Inkrafttreten der Sat-
zung ausgeschlossen. Danach kann jeder Träger mit
einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Kalen-
derjahres aus dem gemeinsamen Kommunalunter-
nehmen austreten. Der Austritt bedarf eines Antrags
des jeweiligen Trägers.

(2) Scheidet ein Träger durch Austritt oder außerordent-
liche Kündigung aus dem gemeinsamen Kommunal-
unternehmen aus, so hat eine Auseinandersetzung
mit ihm zu erfolgen.

(3) Im Rahmen der Auseinandersetzung erhält der Aus-
scheidende einen Abfindungsanspruch. Der Abfin-
dungsanspruch des ausscheidenden Trägers be-
steht anteilig in Höhe von 70 % des Unternehmens-
werts bezogen auf den Anteil (Kapitalkonto I und Ka-
pitalkonto II) der ausscheidenden Partei am gemein-
samen Kommunalunternehmen.

(4) Die Ermittlung des Unternehmenswerts nach
Abs. (3) erfolgt durch einen einvernehmlich von den
Parteien zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer als Gut-
achter auf Kosten der ausscheidenden Partei. Die
Bewertung durch den Wirtschaftsprüfer hat entspre-
chend der „Grundsätze zur Durchführung von Unter-
nehmensbewertungen (IDW S 1)“ in der jeweils gül-
tigen Fassung bzw. eines entsprechenden Nachfol-
gestandards zu erfolgen. Maßgebend für den Unter-
nehmenswert ist der danach festgestellte, objekti-
vierte Unternehmenswert, wie er sich nach 2.3.
„Neutraler Gutachter“ des vorbezeichneten Stan-
dards ergibt. Der Wirtschaftsprüfer ist danach zu be-
auftragen, in der Funktion als neutraler Gutachter tä-
tig zu werden, der mit nachvollziehbarer Methodik ei-
nen von den individuellen Wertvorstellungen be-
troffener Parteien unabhängigen Wert - den objekti-
vierten Unternehmenswert - ermittelt.

(5) Kommt innerhalb von zwei Monaten keine Einigung
auf einen Wirtschaftsprüfer zustande, so wird dieser
durch den für den Sitz des gemeinsamen Kommunal-
unternehmens zuständigen Präsidenten der Indust-
rie- und Handelskammer bestimmt.

(6) Die zwischen der Errichtung des gemeinsamen Kom-
munalunternehmens und dem Ausscheiden eines
Trägers durch das gemeinsame Kommunalunterneh-
men angeschafften Vermögenswerte und eingegan-
genen Verbindlichkeiten, die zum Zeitpunkt des Aus-
scheidens des Trägers noch bestehen, bleiben im
gemeinsamen Kommunalunternehmen, sofern die
betreffende Aufgabe beim gemeinsamen Kommunal-
unternehmen verbleibt.

(7) Dem gemeinsamen Kommunalunternehmen steht
ein geldwerter Ausgleich zu, wenn die im Zeitraum
des Abs. (3) angeschafften Vermögenswerte über
Einlagen der Träger finanziert wurden, der ausschei-
dende Träger den einlagefinanzierten Vermögensge-
genstand übernimmt und dies nicht im Rahmen der
Unternehmensbewertung nach Abs. (4) berücksich-
tigt wurde. Verbleibt der einlagefinanzierte Vermö-
gensgegenstand im gemeinsamen Kommunalunter-
nehmen, steht der geldwerte Ausgleich dem aus-
scheidenden Träger zu. Der geldwerte Ausgleich ent-
spricht im Falle des Satzes 1 dem Wert des übernom-
menen Vermögensgegenstands, im Falle des Satzes
2 dem vom ausscheidenden Träger übernommenem
prozentualen Anteil am Wert des Vermögensgegen-
stands, der für die Aufbringung der Einlage zur Fi-
nanzierung des Vermögensgegenstands maßgeblich
war. Die Bewertung der Vermögenswerte erfolgt
nach den handelsbilanziellen Restbuchwerten zum
Zeitpunkt des Ausscheidens.

(8) Die Träger können die Auseinandersetzung abwei-
chend von den vorstehenden Grundsätzen vereinba-
ren. Kann zwischen dem ausscheidenden und den
verbleibenden Trägern keine Einigkeit erzielt werden,
ist ein Schiedsverfahren durch einen unabhängigen
Sachverständigen durchzuführen.

§ 20 Ausschluss eines Trägers

(1) Ein Träger kann von den übrigen Trägern durch ein-
stimmigen Beschluss der Träger aus dem gemeinsa-
men Kommunalunternehmen ausgeschlossen wer-
den, wenn bei dem Träger ein wichtiger Grund im
Sinne der §§ 140, 133 HGB vorliegt.
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(2) Der Beschluss über den Ausschluss muss innerhalb
von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt getroffen
werden, in dem sämtliche Träger von dem Aus-
schlussgrund Kenntnis erlangt haben. Dem betroffe-
nen Träger steht bei dem Beschluss über den Aus-
schluss kein Stimmrecht zu. Der Beschluss über den
Ausschluss wird, unabhängig von einer Abfindungs-
zahlung, mit der Mitteilung an den betroffenen Träger
durch den Verwaltungsratsvorsitzenden wirksam.
Der Beschluss ist so lange als wirksam zu behan-
deln, bis seine Unwirksamkeit rechtskräftig festge-
stellt ist.

(3) Im Falle des Ausschlusses eines Trägers wird das
gemeinsame Kommunalunternehmen nicht aufge-
löst, sondern von den verbleibenden Trägern unter
der bisherigen Firma fortgesetzt. Der betroffene Trä-
ger scheidet aus dem gemeinsamen Kommunalun-
ternehmen aus und erhält eine Abfindung
nach§ 19 Abs. (3) bis Abs.(8).

(4) Stichtag für die Berechnung der Abfindung ist der
Tag der Beschlussfassung.

§ 21 Bekanntmachungen

Bekanntmachungen des gemeinsamen Kommunalunter-
nehmens erfolgen in dem Amtsblatt des Landkreises Lich-
tenfels sowie im Amtsblatt der Regierung von Oberfranken.

§ 22 Inkrafttreten

Das gemeinsame Kommunalunternehmen entsteht am Tag
nach Bekanntmachung dieser Satzung.

05.12.2023
gez. Robert Hümmer
Erster Bürgermeister
Gemeinde Altenkunstadt

05.12.2023
gez. Manfred Hofmann
Dritter Bürgermeister
Stadt Burgkunstadt

28.11.2023
gez. Bernhard Storath
Erster Bürgermeister
Markt Ebensfeld

11.12.2023
gez. Andreas Hügerich
Erster Bürgermeister
Stadt Lichtenfels

07.12.2023
gez. Christian Meißner
Landrat
Landkreis Lichtenfels

12.12.2023
gez. Jochen Partheymüller
Erster Bürgermeister
Markt Marktgraitz

07.12.2023
gez. Gregor Friedlein-Zech
Erster Bürgermeister
Markt Marktzeuln

14.12.2023
gez. Jochen Weber
Erster Bürgermeister
Gemeinde Michelau i.OFr.

14.12.2023
gez. Jürgen Gäbelein
Erster Bürgermeister
Gemeinde Redwitz a.d.Rodach

21.11.2023
gez. Matthias Müller
Zweiter Bürgermeister
Stadt Weismain

07.12.2023
gez. Max Zeulner
Erster Bürgermeister
Gemeinde Hochstadt a.Main

07.12.2023
gez. Mario Schönwald
Erster Bürgermeister
Stadt Bad Staffelstein

Haushaltssatzung des Zweckverbandes
„FADZ LICHTENFELS“

für das Haushaltsjahr 2023

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „FADZ
LICHTENFELS“ hat in ihrer Sitzung am 12. Dezember 2023
die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2023 beschlos-
sen.

Die Satzung wird nachstehend gem. Art. 24 Abs. 1 Satz 2
KommZG in ihrem Wortlaut amtlich bekannt gemacht.

Haushaltssatzung des Zweckverbandes
Forschungs- & Anwendungszentrum

für digitale Zukunftstechnologien Lichtenfels
„FADZ LICHTENFELS“

für das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung sowie §§ 13
ff. der Verbandssatzung und Art. 40 ff. des Gesetzes über
die Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) erlässt der
Zweckverband folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushalts-
jahr 2023 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 315.300 €

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.280.000 €

ab.

§ 2

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt wer-
den nicht festgesetzt.

§ 4

(1) Verwaltungsumlage

1. Der durch die sonstigen Einnahmen nicht gedeckte
Finanzbedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von
Ausgaben des Verwaltungshaushalts wird auf
300.000,00 € festgesetzt.

2. Der ungedeckte Finanzbedarf wird unter den Ver-
bandsmitgliedern wie folgt aufgeteilt:

a) auf die Stadt Lichtenfels mit 50/100
    150.000,00 €

und

b) auf den Landkreis Lichtenfels mit 50/100
    150.000,00 €

(2) Investitionsumlage

Eine Investitionsumlage wird nicht festgesetzt.
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§ 5

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben
nach dem Haushaltsplan werden nicht beansprucht.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2023 in Kraft.

Lichtenfels, 18.12.2023

Zweckverband „FADZ LICHTENFELS“

Christian Meißner
Verbandsvorsitzender

Gleichzeitig mit der Bekanntmachung der Haushaltssatzung
wird der Haushaltsplan 2023 eine Woche lang im Rathaus II
der Stadt Lichtenfels, Marktplatz 5, Zimmer Nr. 38, während
der allgemeinen Dienststunden öffentlich aufgelegt (Art. 40
KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO).

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen außer-
dem an gleicher Stelle während des ganzen Jahres zur Ein-
sicht bereit (§ 4 BekV).

Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2
der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071) des Landkreises
Lichtenfels über die Festsetzung des Deutschlandti-
ckets einschließlich Ermäßigungsticket als Höchsttarif
bis zum 30. April 2024

Hintergrund
Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr
2023 erfolgreich eingeführte Deutschlandticket als digitales
und deutschlandweit gültiges Angebot für den öffentlichen
Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 2023 hinaus
fortzuführen. Das bundesweit gültige Deutschlandticket er-
möglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen
Angebot die Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein
für einen attraktiven ÖPNV dar.
Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für
Auszubildende, Studierende und Freiwilligendienstleistende
(Ermäßigungsticket) wurde im Freistaat Bayern für diese Be-
völkerungsgruppen ein attraktives tarifliches Angebot ge-
schaffen. Das Ermäßigungsticket ist 20 Euro gegenüber
dem regulären Deutschlandticket reduziert. Diese weiterge-
hende preisliche Reduktion wird vom Freistaat Bayern ge-
tragen.
Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Aus-
gleich der Auswirkungen des Deutschlandtickets einschließ-
lich des Ermäßigungstickets im Verhältnis zu den Verkehrs-
unternehmen des allgemeinen ÖPNV nach Maßgabe der
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher
Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu re-
geln.
Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen
ÖPNV in seinem Zuständigkeitsgebiet zum 1. Januar 2024
sowie eine rechtskonforme Finanzierung hierfür zu gewähr-
leisten, erlässt der Landkreis Lichtenfels eine allgemeine
Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die
allgemeine Vorschrift regelt rechtsverbindlich die gemein-
wirtschaftliche Verpflichtung der im Zuständigkeitsgebiet

des Landkreises Lichtenfels tätigen Verkehrsunternehmen
des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschland-
tickets sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch
entstehenden finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf
die Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024. Hierdurch
werden die Vorgaben zum Deutschlandticket bezogen auf
das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Lichtenfels um-
gesetzt.

1 VERORDNUNG (EG) Nr. 1370/2007 DES EUROPÄISCHEN PAR-
LAMENTS UND DES RATES vom 23. Oktober 2007 über öffentli-
che Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Auf-
hebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr.
1107/70 des Rates (ABl. L 315/1) in der Fassung der Verordnung
(EU) 2016/2338 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES
RATES vom 14. Dezember 2016 zur Änderung der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 hinsichtlich der Öffnung des Marktes für inlän-
dische Schienenpersonenverkehrsdienste (ABl. L 354/22)

Allgemeinverfügung

1. Rechtsgrundlagen

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Ab-
satz 1 Sätze 2 und 3 des Personenbeförderungsgeset-
zes (PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 3, Artikel 9 Ab-
satz 1 des Gesetzes über den öffentlichen Personen-
nahverkehr in Bayern (BayÖPNVG in der zum 1. Ja-
nuar 2024 geltenden Fassung) sowie Artikel 3 Absatz
2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Lichtenfels
die nachfolgende allgemeine Vorschrift zur Festset-
zung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allge-
meinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner
ÖPNV) und zur Gewährung von Ausgleichsleistungen
für finanzielle Nachteile im Zusammenhang mit der Be-
förderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandticket
für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 30. April 2024.

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

2.1 Alle Verkehrsunternehmen bzw. die Stadtwerke Lich-
tenfels, die im Geltungsbereich dieser allgemeinen
Vorschrift (dazu Nr. 2.4) öffentliche Personenverkehrs-
dienste des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind ver-
pflichtet, während der Laufzeit dieser allgemeinen Vor-
schrift (dazu Nr. 8) das Deutschlandticket im Sinne des
§ 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes (RegG)
als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser all-
gemeinen Vorschrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerken-
nen (im Folgenden Tarifanerkennung oder Tarifaner-
kennungspflicht).

2.2 Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet
die Beförderung von Fahrgästen mit einem gültigen
Deutschlandticket zu den bundesweit einheitlich gel-
tenden Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmun-
gen Deutschlandticket in der jeweils geltenden Fas-
sung (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungs-
rat.html), ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzli-
che Kosten entstehen. Die Anerkennung des Deutsch-
landtickets verpflichtet das Verkehrsunternehmen bzw.
die Stadtwerke Lichtenfels nicht zum Vertrieb; soweit
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vorhanden gelten diesbezüglich die entsprechenden
Regelungen des jeweiligen öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen
bzw. den Stadtwerken Lichtenfels und der jeweils zu-
ständigen Behörde (gemeinwirtschaftliche Verkehre,
dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen bzw. die
Stadtwerke Lichtenfels sind im Zusammenhang mit der
Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berech-
tigt und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten
Einnahmeaufteilung für das Deutschlandticket (verglei-
che Beschlussfassung für ein bundesweites Clearing-
verfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus dem
Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellan-
satzes in der jeweils geltenden Fassung (https://info-
portal.mobil.nrw/koordinierungsrat.html)) teilzuneh-
men. Entsprechend sind die hierfür erforderlichen Da-
ten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche
vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls
diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzuge-
ben. Wenn durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem
Deutschlandticket kein Nachteilsausgleich in Anspruch
genommen werden muss, ist der den Soll-Einnahme-
wert 2024 übersteigende Betrag entsprechend den
Vorgaben eines unter Beteiligung der Betroffenen fest-
zulegenden Systems zu verteilen. Konkretisierungen
und ausführende Bestimmungen zum Leipziger Model-
lansatz und der Einnahmeaufteilung sind entspre-
chend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen bzw.
die Stadtwerke Lichtenfels sind zudem verpflichtet,
wenn und soweit im Zusammenhang mit der Tarifaner-
kennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für
das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei ent-
sprechenden Tarifanträgen Dritter mitzuwirken und
keine Einwände hiergegen vorzubringen. Sie haben in
dem möglichen und erforderlichen Umfang an der bun-
desweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandti-
ckets mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandti-
ckets entsprechend den bundesweit abgestimmten
Kontrollmerkmalen ist technisch unter Einsatz entspre-
chender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die bundes-
weit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des
Deutschlandtickets sind einzuhalten.

2.3 Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 be-
inhaltet zudem die Beförderung von Studierenden,
Auszubildenden und Freiwilligendienstleistenden mit
einem gültigen ermäßigten Deutschlandticket (Ermäßi-
gungsticket) gemäß Anlage 1. Die Verkehrsunterneh-
men bzw. die Stadtwerke Lichtenfels sind im Hinblick
auf die Anerkennung des Ermäßigungstickets zudem
berechtigt und verpflichtet, bei der bundesweiten Ein-
nahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermäßi-
gungsticket ist bei der bundesweiten Einnahmeauftei-
lung mit dem regulären Preis des Deutschlandtickets
ohne die ergänzende Ermäßigung in Bayern anzuset-
zen.

2.4 Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift er-
streckt sich geografisch auf das gesamte Gebiet, für
das der Landkreis Lichtenfels, unter Berücksichtigung
von bestehenden Regelungen zur Übertragung von
Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behör-
den, die Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des

Artikel 2 Buchstabe b) der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 für den allgemeinen ÖPNV innehat.

3. Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleis-
tungsaufträge; Abschluss von Umsetzungsverein-
barungen

3.1 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allge-
meinen öffentlichen Personenverkehr auf Grundlage
öffentlicher Dienstleistungsaufträge erbracht werden
(gemeinwirtschaftliche Verkehrsdienste), gelten die
Regelungen dieses öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags einschließlich etwaiger Ergänzungen oder Nach-
träge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen die-
ser allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die
Pflicht zur Tarifanerkennung nur insoweit, wie der je-
weilige öffentliche Dienstleistungsauftrag eine entspre-
chende Pflicht zur Anerkennung des Deutschlandti-
ckets enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifanerken-
nungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden
Ausgleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vor-
schrift. Die Umsetzung der Tarifanerkennung im Ein-
zelnen, die Ermittlung und Abwicklung der Ausgleichs-
leistungen sowie der erforderlichen Nachweisführung
hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentli-
chen Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Be-
achtung der Regelungen dieser allgemeinen Vor-
schrift.

3.2 Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirt-
schaftlich erbracht werden, können zur Umsetzung
dieser allgemeinen Vorschrift, soweit erforderlich, Um-
setzungsvereinbarungen zwischen dem jeweiligen
Verkehrsunternehmen bzw. den Stadtwerken Lichten-
fels abgeschlossen werden. In der Umsetzungsverein-
barung kann insbesondere die konkrete Abwicklung
der Ausgleichsleistungen sowie der Nachweisführung
nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift geregelt
werden. Die Umsetzungsvereinbarung begründet
keine eigenständigen Tarifanerkennungspflichten oder
Ausgleichsansprüche.

4. Ausgleichsleistungen

4.1 Die Verkehrsunternehmen bzw. die Stadtwerke Lich-
tenfels haben nach Maßgabe dieser allgemeinen Vor-
schrift Anspruch auf Ausgleichsleistungen für die ihnen
durch die Anerkennung des Deutschlandtickets entste-
henden finanziellen Nachteile. Die finanziellen Nach-
teile ergeben sich dabei aus einer Gegenüberstellung
der Situation mit Anerkennung des Deutschlandtickets
(Mit-Fall) und der Situation mit Anwendung der bis da-
hin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichti-
gung sämtlicher hiermit jeweils verbundenen positiven
und negativen Effekte. Bei der Gegenüberstellung sind
die nachfolgenden Grundsätze zu beachten; die Ein-
zelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils zu-
grundeliegenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags
oder einer Umsetzungsvereinbarung nach diesen
Grundsätzen zu regeln.

In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichs-
leistungen gelten die Nrn. 5.4.1 bis 5.4.6 der Muster-
Richtlinien Deutschlandticket 2024.
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Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die
keine Referenzwerte in den Monaten Januar 2019 bis
April 2019 ermittelt werden können, ist zur Ermittlung
der Soll-Einnahmen ausnahmsweise die Nutzung von
entsprechenden Ist-Daten des Jahres 2022 zulässig.
Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind
validierte Prognosedaten zulässig. Diese Prognoseda-
ten müssen unter Berücksichtigung der tatsächlichen
Ist-Daten zur Nutzung mit dem Deutschlandticket und
der preislichen Elastizität beim Nachweisverfahren va-
lidiert werden. Eine Fortschreibung der hochgerechne-
ten Fahrgeldeinnahmen im Verhältnis zu der Verände-
rung der Betriebsleistungen für die Monate Ja-
nuar 2024 bis April 2024 gegenüber dem Referenzzeit-
raum des Kalenderjahres 2019 nach Nr. 5.4.1.1 Satz 8
der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 erfolgt
nicht, soweit bei der Ermittlung der Soll-Einnahmen die
Betriebsleistungsveränderung durch die Nutzung von
entsprechenden Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum
des Jahres 2022 oder Prognosedaten bereits berück-
sichtigt ist.
Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsti-
cket zum Deutschlandticket; dieses ist im ersten Schritt
bei der Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen
wie das reguläre Deutschlandticket zu berücksichtigen.
Im zweiten Schritt ist eine gesonderte Darstellung der
Höhe der zusätzlichen Ausgleichsleistungen für die Er-
mäßigungstickets nach Maßgabe von Nr. 4.1.7 erfor-
derlich.

4.1.1 Bezüglich der im Ohne-Fall (siehe Nr. 4.1) bis
einschließlich des Jahres 2023 gewährten Aus-
gleichsleistungen auf Grundlage des
§ 45a PBefG war zur Vermeidung von Verwer-
fungen im Zusammenhang mit der Tarifanerken-
nung des Deutschlandtickets eine entsprechende
Erklärung zum Verfahren der Berechnung der
Ausgleichsleistungen erforderlich.

Das BayÖPNVG wurde mit Gesetz vom 24. Juli
2023 angepasst. Der Ausgleich nach
§ 45a PBefG wird durch eine landesgesetzliche
Regelung ersetzt. Verkehrsunternehmen bzw.
die Stadtwerke Lichtenfels erhalten (sofern diese
nicht nach dem jeweiligen Öffentlichen Dienst-
leistungsauftrag dem Landkreis Lichtenfels zu-
stehend) für Linienverkehre mit einer Genehmi-
gung, deren Laufzeit bis spätestens zum 30. Sep-
tember 2024 beginnt, während der gesamten
Laufzeit dieser Genehmigung Leistungen nach
dieser allgemeinen Vorschrift. Für Linienverkehre
mit einer Genehmigung, deren Laufzeit zwischen
dem 1. Oktober 2024 und dem 31. Dezember
2024 beginnt, erhalten sie diese Leistungen
längstens bis zum 31. Juli 2033.
Diese allgemeine Vorschrift umfasst insoweit mit
Inkrafttreten der Gesetzesänderung am 1. Januar
2024 auch die Ausgleichsleistungen in der Höhe
des Betrages, der sich bei entsprechender An-
wendung des Verfahrens zur Berechnung nach
Satz 1 ergibt. Der Ausgleichsanspruch des Unter-
nehmers bzw. der Stadtwerke Lichtenfels endet
mit Ablauf der Liniengenehmigungen. Der Aus-
gleich wird bei Änderungen des Angebots ent-
sprechend wertanteilig angepasst. Die zum Aus-
gleich der weggefallenen Ausgleichsleistungen
nach § 45a PBefG gewährten Beträge sind ge-
sondert auszuweisen. Näheres hierzu regelt Nr.
5.5.3.

Die Höhe der zum Ausgleich der weggefallenen
Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG gewähr-
ten Beträge wird dabei pauschaliert auf der
Grundlage der Ausgleichshöhe im Jahr 2019 er-
mittelt und ersetzt diese Ausgleichsleistungen.
Auf Basis einer ersten Prognose einer linien- bzw.
linienbündelscharfen Zuordnung der
§ 45a PBefG-Ausgleichsleistungen aus dem Jahr
2019 beantragt der Auftragnehmer bzw. die
Stadtwerke Lichtenfels über das DTBY-Portal bei
dem Auftraggeber bis zum 1. März 2024 eine Vo-
rauszahlung von 50 Prozent der Ausgleichsleis-
tungen für das Jahr 2024. Diese Zuordnung er-
folgt entsprechend dem in Anlage 3 beschriebe-
nen Verfahren. Bis zum 1. September 2024 er-
folgt die Berechnung der linien- bzw. linienbün-
delscharfen Zuordnung der § 45a PBefG-Aus-
gleichsleistungen im Jahr 2019 durch den Auf-
tragnehmer bzw. die Stadtwerke Lichtenfels und
beantragt auf dieser Grundlage die zweite Vo-
rauszahlung in Höhe von 50%.
Im Fall wesentlicher Änderungen im Linienange-
bot oder neuer Verkehre im Zeitraum von 2020
bis 2022 beantragt der Auftragnehmer bzw. die
Stadtwerke Lichtenfels die Vorauszahlungen auf
Grundlage der im Jahr 2022 beschiedenen Aus-
gleichshöhe. Hierfür stellt der Auftragnehmer
dem Auftraggeber eine valide und nachvollzieh-
bare Berechnung als Grundlage zur Verfügung.
Der Auftraggeber prüft diese Berechnung zusam-
men mit der zuständigen Regierung, insbeson-
dere unter Rückgriff auf die Zahl der Auszubilden-
den und Schülerinnen und Schüler.
Für wesentliche Änderungen im Linienangebot
sowie neue Verkehre in den Jahren 2023 oder
2024 bildet eine valide und nachvollziehbare,
vom Aufgabenträger und der Regierung geprüfte
und bestätigte Berechnung des Unternehmens
die Grundlage des Ausgleichs. Diese greift insbe-
sondere auf die Zahl der Schülerinnen und Schü-
ler im Rahmen der Bestandssicherung zurück.
Werden während der Gültigkeit dieser allgemei-
nen Vorschrift wesentliche Veränderungen des
Linienangebotes festgestellt, werden die pau-
schalierten Ausgleichsleistungen wertanteilig an-
gepasst. Die Höhe der Ausgleichsleistungen ver-
ringert sich bei Auslaufen einzelner Liniengeneh-
migungen entsprechend den Wertanteilen der je-
weiligen Linien.
Einzelheiten regelt Anlage 3 zu dieser allgemei-
nen Vorschrift.
Wesentliche Änderungen werden in der nächsten
Auszahlung berücksichtigt. Erforderlichenfalls er-
folgt nach Ende der Genehmigungslaufzeit oder
der Gültigkeit dieser allgemeinen Vorschrift eine
Korrektur; die Regelungen nach Nr. 4.3.4 finden
entsprechend Anwendung.

4.1.2 Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige
Tarifmaßnahmen bleiben unberührt. Dies gilt ins-
besondere für den gesetzlichen Ausgleichsan-
spruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt
gleichermaßen auch für weitere bestehende Ta-
rifvorgaben und darauf bezogene Ausgleichsre-
gelungen des Landkreises Lichtenfels (zum Bei-
spiel aktuell für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter,
die für das Verkehrsunternehmen bzw. für die
Stadtwerke Lichtenfels Geltung beanspruchen.
Bestehen mehrere Ausgleichsregelungen neben-
einander, insbesondere bei Tarifvorgaben im
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Rahmen verschiedener allgemeiner Vorschriften,
ist sicherzustellen, dass Ausgleichsleistungen für
dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach gewährt
werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben
und die hierfür gewährten Ausgleichsleistungen
im Rahmen der Nachweisführung (dazu Nr. 5) je-
weils getrennt und nachvollziehbar darzustellen.

4.1.3 Der Landkreis Lichtenfels kann künftig auch zu-
sätzliche Tarifvorgaben und Ausgleichsregelun-
gen treffen.

4.1.4 Die Höhe der Ausgleichsleistungen für die ergän-
zende Ermäßigung des Ermäßigungstickets
ergibt sich aus der Differenz zwischen den nach
Nr. 5.4.1.2 Satz 1 der Muster-Richtlinien
Deutschlandticket 2024 anzusetzenden Fahr-
geldeinnahmen und den tatsächlichen Fahrgeld-
einnahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungsti-
ckets.

4.2 Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienst-
leistungsaufträgen bleiben unberührt.

4.3 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemei-
nen Vorschrift sind der Höhe nach begrenzt auf
den finanziellen Nettoeffekt nach Artikel 3 Ab-
satz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1
in Verbindung mit dem Anhang der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007. Diesbezüglich gilt:

4.3.1 Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der
Tarifpflicht aus dieser allgemeinen Vorschrift ent-
spricht nach dem Anhang der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und
negativen) Auswirkungen aus der Erfüllung der
Tarifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemei-
nen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandti-
cket. Für die Ermittlung des finanziellen Nettoef-
fekts ist somit eine Aufstellung aller Auswirkun-
gen auf die Kosten und Einnahmen vorzuneh-
men. Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen
erfolgt eine Gegenüberstellung der Differenz des
Mit-Falls und des Ohne-Falls entsprechend
Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die
Einnahmen können berücksichtigt werden, so-
weit diese im Einzelfall nachweisbar sind. Die
Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten
sich ebenfalls nach Nr. 4.1.

4.3.2 Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 werden bei gemeinwirt-
schaftlichen Verkehren im Rahmen des jeweili-
gen öffentlichen Dienstleistungsauftrags umge-
setzt. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf das
Erfordernis einer Trennungsrechnung gemäß Nr.
5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes ge-
mäß Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007. Im Hinblick auf die Vermeidung einer
Überkompensation gilt Nr. 4.3.4; die Umsetzung
ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags zu gewährleisten.

4.3.3 Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die
Anforderungen des Anhangs der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleistet:

- Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß
Nr. 5 des Anhangs der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.

- Im Hinblick auf den angemessenen Gewinn nach
Nr. 6 des Anhangs der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 gilt Nr. 4.3.4.

4.3.4 Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemei-
nen Vorschrift dürfen nicht zu einer Überkompen-
sation im Sinne des Anhangs der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 führen. Die Vermeidung ei-
ner Überkompensation wird unter Beachtung der
Vorgaben von Nr. 6 des Anhangs in Bezug auf
den angemessenen Gewinn wie folgt gewährleis-
tet: Die Überkompensationskontrolle ist jährlich
durchzuführen. Die Ausgleichsleistung darf den
finanziellen Nettoeffekt aus der Tarifanerkennung
des Deutschlandtickets nicht übersteigen; sie ist
begrenzt auf die Höhe, bei der ein angemessener
Gewinn von 5,00 Prozent vom Umsatz (= Um-
satzrentabilität) für die zugrundeliegenden Ver-
kehrsdienste erreicht wird. Ein höherer Gewinn
kann im Einzelfall als angemessen akzeptiert
werden, wenn die Verkehrsdienste in einem eu-
ropaweit bekanntgemachten Vergabeverfahren
mit mehreren Bietern vergeben wurde und das
Verkehrsunternehmen nachweist, dass es über
die Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags, ohne Betrachtung der Corona-geprägten
Jahre 2020 bis 2022, eine höhere Umsatzrendite
mit den zugrundeliegenden Verkehrsdiensten er-
zielt hat. Das Verkehrsunternehmen stellt die für
die Beurteilung erforderlichen Daten zu den Kos-
ten und Erlösen umfassend zur Verfügung und
ermöglicht so die Überprüfung des Vorliegens ei-
ner Überkompensation. Bei der Ermittlung des
angemessenen Gewinns in öffentlichen Dienst-
leistungsaufträgen sind Kosten nur maximal in
der Höhe berücksichtigungsfähig, die sich aus
dem öffentlichen Dienstleistungsauftrag ergibt.
Bei Bedarf können restriktivere Regelungen für
den Einzelfall getroffen werden. Änderungen
beim Angebot und Angebotsunterbrechungen
sind entsprechend Nr. 4.1 angemessen zu be-
rücksichtigen. Die Berechnung einschließlich der
Datengrundlagen müssen einer Überprüfung
durch den Landkreis Lichtenfels oder dessen Be-
auftragten zugänglich gemacht werden (vgl.
Nr. 5.8). Zum Nachweis einer nicht vorhandenen
Überkompensation ist eine unternehmensindivi-
duelle Aufstellung über die Berechnung des fi-
nanziellen Nettoeffekts aus der Erfüllung der Ta-
rifpflicht im Geltungsbereich dieser allgemeinen
Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket
entsprechend Nr. 4.3.1 differenziert nach ge-
meinwirtschaftlichen Verkehren und eigenwirt-
schaftlichen Verkehren zum 31. Januar 2026 vor-
zulegen. Als Ergebnis der Aufstellung ist unter
Berücksichtigung der Ausgleichsleistungen nach
Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift die nicht
erfolgte Überkompensation auszuweisen. Die
Richtigkeit dieser Aufstellung ist bezogen auf je-
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den bestehenden öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag oder jeden eigenwirtschaftlichen Verkehr
von einem Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer
zu bestätigen; betreibt das Verkehrsunternehmen
im Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift
mehrere eigenwirtschaftliche Verkehre können
die Nachweise gesamthaft hierfür erbracht wer-
den. Sollte im Einzelfall dennoch eine Überkom-
pensation festgestellt werden, hat das Verkehrs-
unternehmen den überkompensierenden Betrag
zur Vermeidung einer unzulässigen Beihilfe ein-
schließlich Zinsen ab dem Eintritt der Überkom-
pensation zurückzuzahlen.

5. Darlegungs- und Nachweispflichten

5.1 Das Verkehrsunternehmen bzw. die Stadtwerke
Lichtenfels tragen die Darlegungs- und Nach-
weispflicht für sämtliche in dieser allgemeinen
Vorschrift geregelten Voraussetzungen und An-
forderungen an die Gewährung der Ausgleichs-
leistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die
Durchführung dieser allgemeinen Vorschrift erfor-
derlichen Angaben vollständig und wahrheitsge-
mäß zu machen.

5.2 Die Verkehrsunternehmen bzw. die Stadtwerke
Lichtenfels sind verpflichtet, jeweils bis zum 20.
eines Monats für den Vormonat alle selbst oder
im Namen des Verkehrsunternehmens erfolgten
Verkäufe des Deutschlandtickets einschließlich
der Verkäufe des ermäßigten Deutschlandtickets,
wobei hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzu-
setzen ist, unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Mus-
ter-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte
Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunterneh-
men werden verpflichtet, die selbst oder im Na-
men des Verkehrsunternehmens erfolgten Ver-
käufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag
nach Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr.
6.3 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket
2024 benannte Clearingstelle zu melden. Die
Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die
vorläufigen Soll-Einnahmen inklusive tariflicher
Fortschreibung gemäß Muster-Richtlinien
Deutschlandticket 2024 an die in Nr. 6.3 der Mus-
ter-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte
Clearingstellte einmalig monatsscharf für das ge-
samte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024 zu
melden. Die Meldung muss den technischen Vo-
raussetzungen entsprechen, die von der in Nr.
6.3 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket
2024 benannten Clearingstelle vorgegeben wer-
den. (https://infoportal.mobil.nrw/koordinierungs-
rat.html). Der Landkreis Lichtenfels erhält eine
Abschrift der Meldung.

5.3 Für die Antragstellung des Landkreises Lichten-
fels beim Freistaat Bayern am 30. September
2024 sind von den Verkehrsunternehmen bzw.
von den Stadtwerken Lichtenfels bis zum 14. Au-
gust 2024 vorzulegen:

- Berechnungen oder eine Prognose der Höhe der
voraussichtlichen Ausgleichsleistungen entspre-
chend den im DTBY Portal zur Verfügung gestell-
ten Unterlagen und Berechnungsmethode;

- Prognosen der Verbundorganisationen über die
Minderungen entsprechend den im DTBY Portal
zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berech-
nungsmethode sowie weitere begründete Unter-
lagen; sofern entsprechende Daten von der Ver-
bundorganisation nicht rechtzeitig zur Verfügung
gestellt werden, hat das Verkehrsunternehmen
entsprechende Prognosen und begründende Da-
ten selbst vorzulegen;

- Prognose der Anzahl der verkauften Ermäßi-
gungstickets entsprechend den im DTBY Portal
zur Verfügung gestellten Unterlagen und Berech-
nungsmethode. Diese sind getrennt auszuweisen
nach Studierenden sowie den weiteren Berech-
tigten (Auszubildende und Freiwilligendienstleis-
tende). Die Studierenden sind entsprechend ge-
trennt nach den einzelnen solidarischen Semes-
tertickets und ohne (solidarisches) Semesterti-
cket auszuweisen. Wo möglich, sollen diese
Prognosen von den Verbundorganisationen er-
stellt werden;

- Prognose der tariflichen Mindereinnahmen durch
das Ermäßigungsticket entsprechend den im
DTBY Portal zur Verfügung gestellten Unterlagen
und Berechnungsmethode. Diese sind getrennt
auszuweisen nach Studierenden sowie den wei-
teren Berechtigten (Auszubildende und Freiwilli-
gendienstleistende). Die Studierenden sind ent-
sprechend getrennt nach den einzelnen solidari-
schen Semestertickets und ohne (solidarisches)
Semesterticket auszuweisen. Wo möglich, sollen
diese Prognosen von den Verbundorganisatio-
nen erstellt werden.

5.4 Vorzulegen sind vorläufig mit dem bis dahin letzt-
verfügbaren Stand bis zum 31. März 2025 die
nachfolgend aufgeführten Daten und Nachweise:

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßi-
gungstickets; die Tickets sind getrennt auszuwei-
sen nach Studierenden sowie den weiteren Be-
rechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienst-
leistende); die Angaben zu den Studierenden
sind getrennt nach den vorhandenen einzelnen
solidarischen Semestertickets und ohne (solidari-
sches) Semesterticket darzustellen;

Auf Anforderung sind die jeweils zugrundeliegen-
den Daten und Berechnungen offenzulegen.

5.5 Vorzulegen sind endgültig bis zum 31. Ja-
nuar 2026 die nachfolgend aufgeführten Daten
und Nachweise. Auf Anforderung sind die zu-
grundeliegenden Daten und Berechnungen of-
fenzulegen. Soweit bezogen auf die Vorlage der
endgültigen Daten und Nachweise das endgül-
tige Ergebnis der jeweiligen Einnahmenaufteilung
maßgeblich ist, dies jedoch zum 31. Januar 2026
noch nicht vorliegt, wird der zu diesem Zeitpunkt
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letztverfügbare Stand der Einnahmenaufteilung
(jedoch nicht älter als einen Monat) zugrunde ge-
legt; eine spätere Korrektur findet ungeachtet der
Pflicht zum Nachreichen von Testaten nicht statt.

5.5.1 Für den Referenzzeitraum von Januar 2019 bis
April 2019 sind die nachfolgenden Daten und
Nachweise vorzulegen:

- die Fahrgeldeinnahmen in diesem Zeitraum für
jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangsta-
rife, landesweite Tarife, Haustarife), in dem das
Verkehrsunternehmen tätig ist;

- die für den jeweiligen Monat dem Verkehrsunter-
nehmen zugeordneten Fahrausweise und Erlöse
differenziert nach der jeweiligen Kartenart und
Preisstufe sowie die Höhe des Tarifs. Zusätzlich
anzugeben ist der Umfang der Betriebsleistungen
im Referenzzeitraum von Januar 2019 bis April
2019 in Soll-Fahrplan-Kilometern;

- Bestätigungen der Verbundorganisationen über
die aufzuteilenden Einnahmen der Monate Ja-
nuar 2019 bis April 2019 und die Einnahmenauf-
teilung sowohl für die hochgerechneten als auch
für die tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen; hinzu-
zufügen sind auch betragsmäßige Erlösminde-
rungen aus Vertriebsprovisionen.

5.5.2 Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen
auf den Zeitraum Januar 2024 bis April 2024
hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnah-
men sind vorzulegen:

- für die im Referenzzeitraum (Nr. 5.5.1) bestehen-
den Kartenarten und Preisstufen die jeweilige
Höhe des Tarifs;

- soweit sich in Einzelfällen keine entsprechenden
Referenzpreise zuordnen lassen oder es sich um
stückzahlunabhängige Pauschalangebote han-
delt: die mittels der aus der Berechnung nach
Nr. 5.5.1.1 Satz 1 der Muster-Richtlinien
Deutschland 2024 abgeleiteten durchschnittli-
chen prozentualen Tarifanpassung hochgerech-
neten Höhe des jeweiligen rechnerischen Tarifs;

- die Anzahl der Abonnentinnen und Abonnenten
im April 2023 und im Januar 2025;

- der Umfang der Betriebsleistungen in Soll-Fahr-
zeug-, Wagen-, bzw. Zug-Kilometern für die Zeit
von Januar 2024 bis April 2024 und das Verhält-
nis zum Referenzzeitraum des Kalenderjahres
2019.

5.5.3 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Aus-
gleichsleistungen sind bezogen auf den Zeitraum
von Januar 2024 bis April 2024 vorzulegen:

- die ermittelten anzusetzenden tatsächlichen
Fahrgeldeinnahmen der Monate Januar 2024 bis
April 2024;

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßi-
gungstickets; die Tickets sind getrennt auszuwei-

sen nach Studierenden sowie den weiteren Be-
rechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienst-
leistende); die Angaben zu den Studierenden
sind getrennt nach den einzelnen solidarischen
Semestertickets und ohne Semesterticket darzu-
stellen;

- Bestätigung der Verbundorganisationen zum Er-
gebnis der Einnahmenaufteilung; auf Anforde-
rung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen;

- die jeweils maßgeblichen Regelungen oder Ver-
einbarungen zur Durchführung der Einnahmen-
aufteilung für die Tarife, die das Verkehrsunter-
nehmen anwendet oder anerkennt; auf Anforde-
rung sind diese auch für die Vorjahre vorzulegen;

- Nachweise über die erzielten Einnahmen und Er-
löse sowie zur Einnahmenaufteilung bei Gemein-
schaftstarifen einschließlich der Zuordnung zum
jeweils für den öffentlichen Dienstleistungsauf-
trag oder den eigenwirtschaftlichen Verkehr maß-
geblichen Zuständigkeitsgebiet für die Monate
Januar 2024 bis April 2024; sollte der Nachweis
nicht fristgerecht vorliegen, ist zunächst eine vor-
läufige Bescheinigung des jeweiligen Verbundes
über die Einnahmenzuscheidung beizubringen;
der Nachweis ist in diesem Fall schnellstmöglich
nachzureichen;

- soweit Nr. 5.4.1.1 Satz 6 der Muster-Richtlinien
Deutschlandticket 2024 (Tarifdeckel) Anwendung
findet, ist eine transparente Überleitungsrech-
nung der Soll- und Ist-Einnahmen vorzulegen;

- die ermittelte Anzahl der verkauften Ermäßi-
gungstickets; die Tickets sind getrennt auszuwei-
sen nach Studierenden sowie den weiteren Be-
rechtigten (Auszubildende und Freiwilligendienst-
leistende); die Angaben zu den Studierenden
sind getrennt nach den einzelnen solidarischen
Semestertickets und ohne Semesterticket darzu-
stellen;

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der
Anerkennung des Deutschlandtickets entstande-
nen (Mehr-)Kosten, soweit diese nach Maßgabe
der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024
ausgeglichen werden;

- Nachweise über die im Zusammenhang mit der
Anerkennung des Ermäßigungstickets entstan-
denen (Mehr-)Kosten, soweit diese ausgeglichen
werden;

- Nachweise über positive oder negative Effekte
hinsichtlich der Ausgleichszahlungen auf Grund-
lage der §§ 228 ff. SGB IX;

- Nachweise über Minderungen anderer Aus-
gleichsleistungen aus allgemeinen Vorschriften;

- Nachweise über positive und negative Effekte für
das Verkehrsunternehmen in Bezug auf Ver-
triebsprovisionen, die sich aus der Anerkennung
des Deutschlandtickets für die Monate Januar
2024 bis April 2024 ergeben;
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- Bestätigungen der Verbundorganisationen über
die betragsmäßigen Erlösminderungen aus Ver-
triebsprovisionen oder Einsparungen von Ver-
triebsprovisionen.

5.5.4 Zur Ermittlung und Prüfung der Höhe der Aus-
gleichsleistungen sind bezogen auf die gesamte
Laufzeit des öffentlichen Dienstleistungsauftrags
oder die gesamte Laufzeit der einem eigenwirt-
schaftlichen Verkehr zugrundeliegenden Linien-
genehmigungen vorzulegen:

- vollständige Angaben über die durch das Ver-
kehrsunternehmen verkauften Tarife und Tickets
(kassentechnische Einnahmen) jeweils differen-
ziert nach Kalendermonaten und allen Kartenar-
ten und Preisstufen einschließlich der Höhe der
Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife,
die das Verkehrsunternehmen anwendet;

- vollständige Angaben über die durch das Ver-
kehrsunternehmen erzielten Fahrgelderlöse diffe-
renziert nach Kalendermonaten und allen Karten-
arten und Preisstufen einschließlich der Höhe der
Tarife und der Stückzahlen jeweils für die Tarife,
die das Verkehrsunternehmen anwendet oder
anerkennt; maßgeblich sind bei Gemeinschafts-
tarifen, vorbehaltlich der nachfolgenden Rege-
lung, die endgültigen Ansprüche des Verkehrsun-
ternehmens nach Maßgabe der Einnahmenauf-
teilungen;

- vollständige Angaben zur jeweiligen Ergiebigkeit
(Euro je Personenkilometer und Tarifsorte) und
Verkehrsleistung (Reiseweiten, Gesamtnach-
frage in Personen und Personenkilometern), so-
weit diese Daten im Rahmen der jeweiligen Ein-
nahmenaufteilung zu Grunde gelegt werden;

- Nachweis über weitere Tarifvorgaben und deren
tarifliche Auswirkungen (Mindereinnahmen) ein-
schließlich der hierfür gewährten Ausgleichsleis-
tungen; diese sind von den tariflichen Auswirkun-
gen (Mindereinnahmen) des Deutschlandtickets
und den hierfür gewährten Ausgleichsleistungen
nachvollziehbar abzugrenzen, sodass ein dop-
pelter Ausgleich ausgeschlossen ist;

- Nachweis der nicht vorhandenen Überkompen-
sation gemäß Nr. 4.3.4 einschließlich Bestäti-
gung der Einhaltung der im Rahmen dieser allge-
meinen Vorschrift geregelten Anforderungen so-
wie der korrekten Ermittlung und sachlichen Rich-
tigkeit der Daten;

- Bestätigung der Richtigkeit der gemachten Anga-
ben und vorgelegten Daten.

5.6 Der Landkreis Lichtenfels kann vom Verkehrsun-
ternehmen bzw. von den Stadtwerken Lichtenfels
die Vorlage weiterer Angaben und Nachweise
verlangen, soweit dies zur Erfüllung der Nach-
weispflichten nach den Muster-Richtlinien
Deutschlandticket 2024 oder insbesondere auf-
grund von Rechtsvorschriften sowie Anforderun-
gen der EU-Kommission oder des Obersten

Rechnungshofes erforderlich ist. Werden die un-
ter Nrn. 5.2 bis 5.5 genannten sowie darüber hin-
aus die gemäß Satz 1 geforderten Unterlagen
und Nachweise nicht fristgerecht vorgelegt, kann
die Ausgleichsleistung für das das jeweils abzu-
rechnende Jahr ganz oder teilweise versagt wer-
den. Bereits geleistete Abschlagszahlungen sind
insoweit zurückzuzahlen.

5.7 Die Darlegungs- und Nachweisführung erfolgt bei
gemeinwirtschaftlichen Verkehren unter Beach-
tung der vorstehenden Grundsätze auf Basis des
jeweils geltenden öffentlichen Dienstleistungsauf-
trags nach Maßgabe der dortigen Regelungen.
Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren können in
der Umsetzungsvereinbarung ergänzende Rege-
lungen zur Darlegungs- und Nachweisführung
getroffen werden. Im Einzelfall können bei Bedarf
Abweichungen oder Konkretisierungen zu den im
Rahmen dieser allgemeinen Vorschrift geregel-
ten Nachweispflichten geregelt werden.

5.8 Der Landkreis Lichtenfels kann die von dem Ver-
kehrsunternehmen bzw. von den Stadtwerken
Lichtenfels nach Maßgabe dieser allgemeinen
Vorschrift beizubringenden Daten, Nachweise,
Kalkulationen, Testate oder ähnliches selbst oder
durch einen von ihm bestimmten, zur Verschwie-
genheit verpflichteten, Dritten prüfen lassen. Das
Verkehrsunternehmen ist verpflichtet, auf ent-
sprechendes Verlangen Einblick in die hierfür
notwendigen Unterlagen zu gewähren.

5.9 Im Hinblick auf die Übermittlung und Verarbei-
tung von Betriebs-, Geschäfts- sowie ggf. perso-
nenbezogenen Daten werden die jeweils gelten-
den rechtlichen Vorgaben beachtet. Sofern die je-
weils geltenden Richtlinien Deutschlandticket
diesbezüglich weitergehende Vorgaben trifft,
werden diese ebenfalls umgesetzt. Bei Bedarf
werden hierzu entsprechende Vereinbarungen
zwischen Verkehrsunternehmen bzw. den Stadt-
werken Lichtenfels und dem Landkreis Lichten-
fels getroffen. Gleiches gilt in Bezug auf die Auf-
bewahrung der zugrundeliegenden Unterlagen
und Daten sowie für die hierfür geltenden Fristen.

6. Abwicklung der Ausgleichsleistungen, Abschlags-
zahlungen

6.1 Soweit im Rahmen des jeweiligen öffentlichen
Dienstleistungsauftrags oder der Umsetzverein-
barung nichts Abweichendes geregelt wird, ge-
währt die zuständige Behörde dem Verkehrsun-
ternehmen auf Antrag Abschlagszahlungen ge-
mäß Nr. 6.2.

6.2 Die Verkehrsunternehmen bzw. die Stadtwerke
Lichtenfels erhalten für die Monate Januar 2024
bis April 2024 auf Antrag eine erste Abschlags-
zahlung in Höhe von 50 Prozent der für das Jahr
2023 vorläufig gewährten Ausgleichsleistungen.
Der Antrag auf die erste Abschlagszahlung ist bis



AMTSBLATT NR. 12/2023
Seite 101

zum 29. Februar 2024 über das DTBY Portal zu
stellen. Der Betreiber des Online-Portals ist als
datenschutzrechtlich Verantwortlicher zur Verar-
beitung personenbezogener Daten berechtigt,
soweit dies zur Abwicklung der Leistungen erfor-
derlich ist.

6.3 Zusätzlich zu den Abschlagszahlungen gemäß
Nrn. 6.1 und 6.2 gewährt der Aufgabenträger
Landkreis Lichtenfels Abschlagszahlungen auf
die Ausgleichsleistungen für die Mindereinnah-
men aus dem Ermäßigungsticket wie folgt: Je-
weils zum 15. des auf die Gültigkeit des jeweils
ausgegebenen Tickets folgenden Monats können
Abschlagszahlungen über das DTBY Portal be-
antragt werden. Hierzu ist dort die Anzahl der je-
weils ausgegebenen, gültigen Ermäßigungsti-
ckets zu melden. Die Höhe der Abschlagszah-
lung beträgt je gemeldeten verkauften Ermäßi-
gungsticket 20 Euro. Das Verkehrsunternehmen
kann sich zu der Antragsstellung auch eines
Dienstleisters bedienen. Der Betreiber des On-
line-Portals ist als datenschutzrechtlich Verant-
wortlicher zur Verarbeitung personenbezogener
Daten berechtigt, soweit dies zur Abwicklung der
Leistungen erforderlich ist.

6.4 Die endgültige Ermittlung der Ausgleichsleistun-
gen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift
erfolgt unter Berücksichtigung der Abschlagszah-
lungen nach den Nrn. 6.1 und 6.3. Die endgültige
Ermittlung der Ausgleichsleistungen beinhaltet
auch eine Regelung zu Nachzahlungen und zum
Umgang mit Überzahlungen (Rückerstattung o-
der Verrechnung) einschließlich etwaiger Verzin-
sungen.

7. Veröffentlichung nach Art. 7 Absatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007

7.1 Der Landkreis Lichtenfels ist über die auf Grund-
lage dieser allgemeinen Vorschrift gewährten
Ausgleichsleistungen berichtspflichtig gemäß Ar-
tikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1370/2007. Soweit ein öffentlicher Dienstleis-
tungsauftrag besteht, sind die Ausgleichsleistun-
gen nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift
Bestandteil der Ausgleichsleistungen auf Grund-
lage des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags; sie werden somit gesamthaft zusam-
men mit den Ausgleichsleistungen dieses öffent-
lichen Dienstleistungsauftrags im Rahmen des
Berichts nach Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1370/2007 dargestellt.

7.2 Sofern dies für die Gewährleistung der Berichts-
pflicht nach Artikel 7 Absatz 1 Satz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 erforderlich ist, können
Daten, die im Zusammenhang mit dieser allge-
meinen Vorschrift stehen, auch nachträglich von
den Verkehrsunternehmen eingefordert werden.
Verkehrsunternehmen, denen ein Ausgleich auf-
grund dieser allgemeinen Vorschrift gewährt wird,

können sich insoweit nicht auf Vertraulichkeit
bzw. die Geheimhaltung der von ihnen gemach-
ten Angaben berufen.

8. Inkrafttreten und Geltungsdauer; Außerkrafttreten

8.1 Diese Allgemeinverfügung ist am Tag nach der
Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises
Lichtenfels bekanntgegeben (Art. 41 Absatz 4
Satz 4 Bayerisches Verwaltungsverfahrensge-
setz). Die Verpflichtung nach Ziffer 2 tritt zum 01.
Januar 2024 in Kraft.

8.2 Diese allgemeine Vorschrift tritt am 30. April 2024
außer Kraft. Die Abwicklung des Verfahrens über
die Gewährung von Ausgleichsleistungen für das
Kalenderjahr 2024 wird auch nach dem Außer-
krafttreten gemäß Satz 1 nach den Regelungen
dieser allgemeinen Vorschrift zu Ende geführt
(insbesondere Erfüllung sämtlicher Nachweis-
pflichten durch die Verkehrsunternehmen und
Durchführung der Schlussabrechnung). Die all-
gemeine Vorschrift kann durch Änderungs-Allge-
meinverfügung verlängert, geändert oder aufge-
hoben werden. Die allgemeine Vorschrift und die
damit verbundene Pflicht zur Anerkennung des
Deutschlandtickets kann insbesondere dann au-
ßer Kraft gesetzt werden, wenn keine ausrei-
chende Finanzierung des Deutschlandtickets
mehr sichergestellt ist, um die auf Basis der All-
gemeinverfügung bestehenden Ausgleichsan-
sprüche vollumfänglich zu befriedigen.

R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g:

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage erhoben werden
bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht
Postfachanschrift: Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth,
Hausanschrift: Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer
für den Schriftformersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Landkreis Lich-
tenfels) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeich-
nen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen an-
gegeben, die angefochtene Allgemeinverfügung soll in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen
sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Nie-
derschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt
werden.
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine
rechtlichen Wirkungen. Nähere Informationen zur
elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen ent-
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nehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bay-
ern.de).

- Ab 01.01.2022 muss der in § 55d VwGO genannte
Personenkreis Klagen grundsätzlich elektronisch
einreichen. - Kraft Bundesrechts wird in Prozess-
verfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der
Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Lichtenfels, 19.12.2023

Meißner
Landrat

Anlagen
Anlage 1 Besondere Bestimmungen zum bayeri-

schen ermäßigten Deutschlandticket für
Auszubildende, Studierende und Freiwilli-
gendienstleistenden (Ermäßigungsticket)

Anlage 2 Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht
gedeckter Ausgaben im öffentlichen Per-
sonennahverkehr im Zusammenhang mit
dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus
Bundes- und Landesmitteln vom 16. No-
vember 2023 (Muster-Richtlinien Deutsch-
landticket 2024)

Anlage 3 Verfahren der Ermittlung der Höhe des be-
standssichernden Betrages je Verkehrs-
unternehmen und Aufteilung auf den je-
weiligen Aufgabenträger in Nachfolge des
Ausgleichs nach § 45a des Personenbe-
förderungsgesetzes

Anlage 1:
Besondere Bestimmungen zum bayerischen ermäßig-
ten Deutschlandticket für Auszubildende, Studierende
und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) ab
dem 1. Januar 2024

Vorbemerkung:
Änderungen gegenüber Stand vom 07. Juli 2023 – folgende
Regelungen, die sich auf die Einführungsphase beziehen,
wurden gestrichen:

• Startzeitpunkt (eh. Ziff. 4)
• Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechti-

gung für Studierende, Ende der Bezugsberechti-
gung (eh. Ziff. 6.2)

• Möglichkeit der erstmaligen Prüfung der Berechti-
gung innerhalb von 3 Monaten (eh. Ziff. 7.1 und
7.2, Satz 2)

• Ausgleich bei nachträglich durchgeführten Berech-
tigungsprüfungen (eh. Ziff. 7.3, Absatz 2)

• Erstattung gegenüber Berechtigten in der Einfüh-
rungsphase (eh. Ziff. 7.4)

1 Geltung der Tarifbestimmungen des Deutschlandti-
ckets

Für das Ermäßigungsticket gelten die bundesweiten Tarifbe-
stimmungen des Deutschlandtickets in der jeweils geltenden
Fassung (vgl. Anlage 1). Dies umfasst insbesondere die mo-
natliche Kündbarkeit und den digitalen Vertrieb.

2 Definition Ermäßigungsticket
Das Ermäßigungsticket als Tarifangebot für Auszubildende,
Studierende und Freiwilligendienstleistende im Freistaat
Bayern ist eine beim Erwerb rabattierte Version des
Deutschlandtickets. Das Ermäßigungsticket ist um 20 Euro
gegenüber dem regulären Deutschlandticket rabattiert. Der
Ermäßigungsbetrag wird vom Freistaat Bayern finanziert.

3 Berechtigtenkreis

3.1 Folgende Gruppen sind zum Erwerb des Ermäßigungs-
tickets berechtigt:

a) Auszubildende (zur Definition siehe 3.2),
b) Studierende (zur Definition siehe 3.3),
c) Freiwilligendienstleistende (zur Definition siehe 3.4).

3.2 Als Auszubildende werden definiert:

• Auszubildende mit einem Berufsausbildungsver-
trag nach § 10 Abs. 1 Berufsbildungsgesetz (BBiG)
und vergleichbare Fälle. Dies umfasst Menschen
mit Behinderung und Menschen, die von einer Be-
hinderung bedroht sind, die eine Ausbildung im
Rahmen eines Berufsbildungswerkes absolvieren.
Den Auszubildenden mit Vertrag nach § 10 Abs. 1
BBiG sind vergleichbar die Teilnehmenden an Vor-
schaltmaßnahmen der arbeitsweltbezogenen Ju-
gendsozialarbeit in Jugendwerkstätten in Vorberei-
tung auf eine Ausbildung.

• Schülerinnen und Schüler an einer Berufsschule/-
fachschule gemäß Art. 11, 13 Bayerisches Gesetz
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen
(BayEUG). Dem vergleichbar sind Schülerinnen
und Schüler am Lehrgang geprüfte agrartechni-
sche Assistentinnen und Assistenten nach der
Lehrgangsordnung für staatlich geprüfte agrartech-
nische Assistentinnen und Assistenten.

• Schülerinnen und Schüler des Staatsinstituts für
die Ausbildung von Fachlehrern und des Staatsin-
stituts für die Ausbildung von Förderlehrern gemäß
Art. 120 BayEUG (in Verbindung mit Zulassungs-,
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Erste
Lehramtsprüfung von Fachlehrkräften beziehungs-
weise Studienordnung für das Staatsinstitut für die
Ausbildung von Förderlehrern).

• Auszubildende an der Fachschule nach Art. 15
BayEUG.

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der
Qualifikationsebene I und II in der Ausbildungszeit
nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 2 Leistungslauf-
bahngesetz (LlbG).
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Auszubildende neuer Ausbildungsrichtungen können künftig
als bezugsberechtigte Auszubildende anerkannt werden,
soweit diese mit den oben genannten Personengruppen ver-
gleichbar sind.

Für die örtliche Berechtigung muss der gemeldete Haupt-
wohnsitz oder der Schulort in
Bayern liegen.

3.3 Als Studierende werden definiert:

Studierende an Hochschulen nach Art. 1 Abs. 2 und 3 Bay-
erisches Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG)

• Studierende einer sonstigen Einrichtung im Sinne
von Art. 112 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 BayHIG

• Studierende an der Fachakademie nach Art. 17
BayEUG

• Beamtenanwärterinnen und Beamtenanwärter der
Qualifikationsebene III in der Ausbildungszeit nach
Art. 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 LlbG und vergleichbare
Studierende, welche die Qualifikation für eine
Fachlaufbahn außerhalb eines Beamtenverhältnis-
ses erwerben (zum Beispiel Studierende im Sinne
des Art. 17 Abs. 1 Satz 2 Gesetz über die Hoch-
schule für den öffentlichen Dienst).

Studierende neuer Einrichtungen können künftig als be-
zugsberechtigte Studierende anerkannt werden, soweit
diese mit den oben genannten Personengruppen vergleich-
bar sind.

Maßgeblich für den Erwerb ist der Studienort in Bayern.
Verkehrsunternehmen können auch Studierenden mit
Hauptwohnsitz in Bayern an den am gemeinsamen Semes-
terticket beteiligten Hochschulen den Erwerb des Ermäßi-
gungstickets ermöglichen, wenn alle der im Folgenden auf-
geführten Voraussetzungen erfüllt sind:

• Der Studienort des Studierenden liegt nicht in Bay-
ern, aber innerhalb Deutschlands in einem bundes-
länderübergreifenden lokalen Verkehrsverbund mit
einem gemeinsamen Semesterticket für die baye-
rischen und außerbayerischen Hochschulen.

• Der Verkehrsverbund umfasst auch bayerische
Kommunen.

• Im Bundesland des Studienortes gibt es für den
Studierenden kein Angebot für ein ermäßigtes
Deutschlandticket für Studierende.

3.4 Als Freiwilligendienstleistende gelten:

• Bundesfreiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz
über den Bundesfreiwilligendienst und

• Freiwilligendienstleistende nach § 2 Gesetz zur
Förderung von Jugendfreiwilligendiensten (Freiwil-
liges soziales Jahr/Freiwilliges ökologisches Jahr,
et cetera)

mit gemeldetem Hauptwohnsitz oder Dienstort in Bayern.

4 Zeitliche Berechtigung zum Neubezug

Ein Neubezug des Ermäßigungstickets (durch Neuab-
schluss bzw. Wiederaufleben eines Abo-Vertrags) ist, so-
lange keine taggenaue Gültigkeit des Deutschlandtickets
gegeben ist, für all jene gesamten Monatszeiträume mög-
lich, in denen mindestens zehn Kalendertage im nachgewie-
senen Berechtigungszeitraum (Semester, Ausbildungsjahr,
Dienstzeitraum etc.) liegen.

5 Besondere Bestimmungen zur Bezugsberechtigung
für Studierende

Der Gesamtpreis für das Ermäßigungsticket inklusive des
geleisteten Beitrages für ein vor Ort bestehendes solidari-
sches Semesterticket (sofern vorhanden) liegt 20 Euro unter
dem jeweils aktuellen Preis des regulären Deutschlandti-
ckets. Beim Erwerb durch Studierende, deren Studierenden-
werk für sie ein verpflichtendes solidarisches Semesterticket
vereinbart hat, ist von den Vertriebsstellen des Ermäßi-
gungstickets (z.B. Verkehrsunternehmen bzw. sonstige für
den Vertrieb verantwortlichen Stellen wie z. B. Verbundorga-
nisationen oder Vertriebsdienstleister) der durch den Studie-
renden geleistete Solidarbeitrag für ein Semesterticket mit
einem Sechstel beim Bezugspreis des Ermäßigungstickets
monatlich anzurechnen.

6 Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Ermäßi-
gungstickets

6.1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilli-
gendienstleistende

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist
beim erstmaligen Erwerb und danach spätestens nach Ab-
lauf von jeweils 12 Monaten durch ein geeignetes Verfahren
durch die Vertriebsstelle des Ermäßigungstickets zu prüfen.
Die Berechtigungsprüfung soll auch unterjährig durchgeführt
werden können; das Prüfungsergebnis gilt jeweils für 12 Mo-
nate, maximal jedoch bis zum Ablauf der Ausbildungs-/
Dienstzeit. Die Vertriebsstelle kann auch kürzere Fristen vor-
sehen. Hierbei ist primär ein vom Freistaat Bayern bereitge-
stelltes, einheitliches Formular als Berechtigungsnachweis
zu nutzen. Das genaue Verfahren sowie mögliche Alternati-
ven werden im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprü-
fung für den Erwerb des Ermäßigungstickets“ definiert.

6.2 Berechtigungsprüfung für Studierende

Die Berechtigung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ist
beim erstmaligen Erwerb und danach mindestens zu Beginn
jedes Semesters zu prüfen. Hierbei sollte ein elektronischer
Datenabgleich mit der jeweiligen Hochschule (sogenanntes
„Shibboleth-Verfahren“) genutzt werden. Das genaue Ver-
fahren sowie mögliche Alternativen werden im Anhang „Re-
gelungen zur Berechtigungsprüfung für den Erwerb des Er-
mäßigungstickets“ definiert. Für Trimester gilt sinngemäß
dasselbe wie für Semester.

6.3 Behandlung von Ermäßigungstickets im Ausgleichsver-
fahren
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Wenn die Vertriebsstelle die Kriterien der Berechtigungsprü-
fung gemäß Ziffer 6.1 bei Auszubildenden und Freiwilligen-
dienstleistenden und Ziffer 6.2 bei Studierenden sowie die
im Anhang „Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den
Erwerb des Ermäßigungstickets“ definierten Kriterien einge-
halten hat, werden vom Freistaat Bayern auch ohne gültigen
Berechtigungsnachweis ausgegebene Ermäßigungstickets
im Rahmen des Ausgleichsanspruchs akzeptiert.

Ergibt eine nachträglich durchgeführte Berechtigungsprü-
fung, dass im bereits vergangenen Bezugszeitraum keine
Berechtigung für einen Erwerb des Ermäßigungstickets be-
stand, dann muss die Vertriebsstelle das Abonnement ent-
weder als reguläres Deutschlandticket ohne Ermäßigung
fortführen und den hierfür jeweils aktuell geltenden monatli-
chen Preis erheben, oder das Abonnement kündigen.

Anhang: Regelungen zur Berechtigungsprüfung für den Er-
werb des Ermäßigungstickets

Anhang zur Anlage 1 – Regelungen zur Berechtigungs-
prüfung für den Erwerb des Ermäßigungstickets ab 1.
Januar 2024

Vorbemerkung:

Änderungen gegenüber Stand vom 07. Juli 2023 - Folgende
Regelungen wurden angepasst:

 Ergänzung der IHK und HWK zur Bestätigung des
Nachweisformulars (Ziff. 1.1)

 Alternative Nachweisverfahren bei Auszubildenden
neben Schnittstelle zu Arbeitgebern (Jobticket) o-
der Ausbildungsdatenbanken nur bei erstmaliger
Bestellung möglich (Ziff. 1.2 c)

 Einführung der stufenweisen Erhöhung der Prüf-
quote ab 1. Februar 2024. (Ziff. 3)

1 Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwil-
ligendienstleistende

Die Berechtigungsprüfung für Auszubildende und Freiwilli-
gendienstleistende regelt Ziffer 6.1der Anlage 1. Nachfol-
gend werden Regelverfahren (1.1) und alternative Verfahren
(1.2) konkretisiert.

1.1 Regelverfahren

Auszubildende und Freiwilligendienstleistende müssen eine
Bestätigung durch die Schule, Dienststelle (bei Beamtenan-
wärterinnen und -anwärtern) oder den Träger des Freiwilli-
gendienstes vorlegen, deren Ausstellungsdatum nicht län-
ger als zwei Monate zurückliegen darf. Hierbei ist das ein-
heitliche Formular, welches vom Freistaat Bayern zum
Download auf einer Webseite (https://bahnland-bay-
ern.de/de/ermaessigungsticket) und bei den Vertriebsstellen
zur Verfügung gestellt wird, als Berechtigungsnachweis zu
nutzen.

Auf dem Formular ist festgehalten, dass 14 Tage Vorbestell-
frist gelten. Alle in diesem Sinne rechtzeitig eingehenden Be-
stellungen sollen daher fristgerecht bearbeitet werden. Ein
schnelleres Abwickeln der Bestellung ist gleichwohl möglich.

Für die Berechtigungsprüfung wird eine Liste der beruflichen
Schulen, Dienststellen und Freiwilligendienst-Träger zur
Verfügung gestellt. Diese wird vor Beginn des jeweiligen
Ausbildungsjahres und, soweit Schulen, Dienststellen oder
Träger wegfallen oder neu hinzukommen, aktualisiert.

Wenn Auszubildende in einem Ausbildungsverhältnis mit ei-
nem Ausbildungsvertrag nach
§ 10 Abs. 1 BBiG sind, aber generell keine Berufsschule be-
suchen, kann in diesem Fall anstelle der Bildungseinrichtung
die zuständige Industrie- und Handelskammer bzw. Hand-
werkskammer die Berechtigung prüfen und das Formular
bestätigen.

Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechti-
gungsnachweise ist anzuwenden. Dabei sind folgende Prüf-
merkmale relevant:

 von der Bildungseinrichtung (bzw. Dienststelle für
Beamtenanwärter/innen oder Träger für Freiwilli-
gendienstleistende) unterschriebene und gestem-
pelte Bestätigung, dass der Ticketnutzer zum Be-
rechtigungskreis des Ermäßigungstickets zählt,

 Lage der Bildungseinrichtung (bzw. Dienst-
stelle/Dienstort für Beamtenanwärter/innen und
Freiwilligendienstleistende) in Bayern oder Lage
des Hauptwohnsitzes (so wie vom Ticketnutzer an-
gegeben) in Bayern, Ausstellungsdatum des Be-
stätigungsformulars nicht älter als zwei Monate,

 voraussichtliches Ausbildungs-/Dienstende (wie
von Schule/Dienststelle/Träger angegeben): Falls
es weniger als 12 Monate in der Zukunft liegt, ist
dieses Enddatum als Auslaufdatum des Abonne-
ments zu übernehmen. Dabei soll die Abolaufzeit
auf ganze Monate aufgerundet werden.

1.2 Alternative Verfahren

Als Alternativen zur Berechtigungsprüfung gemäß dem Re-
gelverfahren können die Vertriebsstellen weitere Verfahren
einsetzen. Diese sind mit dem Freistaat vorher abzustim-
men:

a. Nutzung bestehender Schnittstellen zu den Arbeit-
gebern, z.B. über Jobticket-Portale. Hierüber könn-
ten Arbeitgeber die Berechtigung sowie Ausbil-
dungsdauer bestätigen, ohne dass Schu-
len/Dienststellen tätig werden müssen.

b. Nutzung bestehender Schnittstellen zu Auszubil-
denden-Datenbanken der Ausbildungskammern,
die über eine datenschutzkonforme Abfrage eine
sofortige Aussage über das Vorliegen und das vo-
raussichtliche Auslaufdatum eines Ausbildungsver-
hältnisses zulassen, z.B. „AzubiCard“.
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c. Die Nutzung anderer geeigneter Nachweise ist
hilfsweise bei erstmaliger Bestellung gestattet,
wenn anders keine fristgerechte Umsetzung des
Verkaufs an Auszubildende und Freiwilligendienst-
leistende möglich wird. Bei jeder erneuten Berech-
tigungsprüfung kann der Nachweis dann nur noch
über die Verfahren nach Ziffer 1.1, 1.2 a) und 1.2 b)
erfolgen. Darauf ist bereits bei der Erstbestellung
durch den Vertriebspartner hinzuweisen.

1.3 Verfahren bei Anspruch auf Schulwegkostenfreiheit

Bei Auszubildenden, die als Berufsschüler/innen unter die
Schulwegkostenfreiheit nach den Bestimmungen des Ge-
setzes über die Kostenfreiheit des Schulweges (SchKfrG)
fallen, genügt die Ticketbestellung durch den zuständigen
Träger der Schülerbeförderung als Berechtigungsnachweis.
Eine zusätzliche Überprüfung mit dem Nachweisformular
nach Ziffer 1.1 ist nicht erforderlich.

2 Berechtigungsprüfung für Studierende

Die Berechtigungsprüfung für Studierende regelt Ziffer 6.2
der Anlage 1. Nachfolgend werden Regelverfahren (2.1) und
alternative Verfahren (2.2) konkretisiert.

Bei krummen Semesterdauern bzw. bei tagesgenauem
Abostart (falls dieser künftig eingeführt wird) soll die Abolauf-
zeit am Semesterende auf ganze Monate aufgerundet
werden.

2.1 Regelverfahren

Bei der Berechtigungsprüfung ist ein geeignetes elektroni-
sches Verfahren mit Datenabgleich mit der jeweiligen Hoch-
schule beim Vertrieb des Tickets anzuwenden. Hierbei sollte
nach Möglichkeit das Shibboleth-Verfahren genutzt werden.

2.2 Alternative Verfahren

Neben dem Shibboleth-Verfahren können auch bestehende,
alternative Datenschnittstellen vor Ort genutzt werden, wenn
diese ebenfalls aktuell gepflegt sind und dazu geeignet sind,
bei Abfrage eine sofortige Aussage über das Vorliegen und
das voraussichtliche Auslaufdatum einer Immatrikulation zu
erzeugen.

Nur Studierende an bayerischen Hochschulen, die weder
das Shibboleth-Verfahren noch andere Datenschnittstellen
zu den Vertriebsstellen bereitstellen können, können das Er-
mäßigungsticket durch Vorlage des Berechtigungsnachwei-
ses im Online-Verkauf entsprechend des Verfahrens bei den
Auszubildenden gemäß Ziffer 1.1 bzw. 1.2 erwerben. Hierzu
muss die Hochschule das bayernweit einheitliche Berechti-
gungsformular manuell abstempeln und unterschreiben und
somit die Immatrikulation des Studierenden bestätigen. Für
die Berechtigungsprüfung wird eine Liste der betroffenen
Hochschulen zur Verfügung gestellt. Diese wird jeweils vor
Semesterbeginn aktualisiert.

Ein geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechti-
gungsnachweise ist anzuwenden.

Dabei sind folgende Prüfmerkmale kumulativ relevant:

 von der Hochschule unterschriebene und gestem-
pelte Bestätigung, dass der Ticketnutzer im ange-
fragten Semester/Trimester ordnungsgemäß ein-
geschrieben ist,

 Lage der Hochschule (Studienort) in Bayern, oder
Hauptwohnsitz in Bayern und Zugehörigkeit zu ei-
ner Hochschule mit bundesländerübergreifenden
Semesterticket im Sinne der Ziffer 3.3 der Anlage
1,

 Ausstellungsdatum des Bestätigungsformulars
nicht älter als zwei Monate.

2.3 Übergangsregelung

Für die Einführungsphase, in der Regel bis zum Ende des
Wintersemesters 2023/24, ist die Anwendung weiterer ge-
eigneter Verfahren der Berechtigungsprüfung über die alter-
nativen Verfahren gemäß Ziffer 2.2 hinaus möglich, wenn
nicht rechtzeitig die Anbindung für das Shibboleth-Verfahren
abgeschlossen werden kann.

Hierbei ist ein den alternativen Verfahren entsprechendes,
geeignetes Verfahren der Überprüfung der Berechtigungs-
nachweise anzuwenden (vgl. Ziffer 2.2).

3 Prüfung der Berechtigungsnachweise

Bei Verkäufen des Ermäßigungstickets ist, falls die Perso-
nalkapazität dies erfordert, eine stichprobenartige Prüfung
der Nachweise für die Berechtigung ausreichend. Die Stich-
probe muss bis 31. Januar 2024 mindestens 15 Prozent und
bis 30. April 2024 mindestens 30 Prozent der pro Kalender-
woche hochgeladenen beziehungsweise eingereichten Be-
rechtigungen betragen. Um die Prüfquote feststellen zu kön-
nen, sollte das Prüfergebnis (ja/nein/ungeprüft) in geeigne-
ter Form dokumentiert werden.

4 Datenschutz

Die Berechtigungsnachweise sollen für zwei Jahre aufbe-
wahrt und danach zeitnah gelöscht werden.

Anlage 2:
Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter Aus-
gaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusam-
menhang mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus
Bundes- und Landesmitteln

vom 16. November 2023

I. Hinweise und Erläuterungen

Die nachfolgenden Muster-Richtlinien zum Ausgleich nicht
gedeckter Ausgaben im ÖPNV im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket im Jahr 2024 basiert auf den Muster-
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Richtlinien zum Ausgleich von Schäden im öffentlichen Per-
sonennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutschland-
ticket im Jahr 2023.

Die Muster-Richtlinien wurden auf der Grundlage des Be-
schlusses des Bundeskanzlers mit den Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder vom 06.11.2023 er-
stellt, dass die in 2023 und 2024 entstehende Kostenunter-
deckung paritätisch von Bund und Ländern bis zu einer Ge-
samthöhe von 6 Mrd. Euro ausgeglichen wird. Dabei soll si-
chergestellt werden, dass die nach Maßgabe der Muster-
richtlinien ermittelten Ausgleichsbeträge in voller Höhe aus-
geglichen werden und eine mögliche Finanzierungslücke
über eine moderate Anhebung des Preises des Deutsch-
landtickets und die Gewinnung weiterer Kundinnen und Kun-
den geschlossen wird.

Die Musterrichtlinien regeln den Ausgleich für das gesamte
Jahr 2024, um den Beteiligten Sicherheit in Bezug auf die
Ausgleichsparameter zu geben. Auf dieser Grundlage be-
steht auch eine gesicherte Gesamtfinanzierung für den Zeit-
raum vom 1. Januar bis mindestens zum 30. April 2024 bei
einem Preis des Deutschlandtickets von 49 Euro pro Monat.
Daher wird den Aufgabenträgern empfohlen, ihre Umset-
zungsregelungen vorerst bis Ende April zu befristen, da bis
zu diesem Zeitpunkt auch Klarheit über mögliche Preisan-
passungen beim Deutschlandticket besteht.

Auch für den Ausgleich für 2024 ist es erforderlich und sach-
gerecht, die Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums der Geltung
des Deutschlandtickets des Jahres 2019 als Bezugspunkt
zu verwenden.

Bei den Muster-Richtlinien wurden im Vergleich zum Jahr
2023 folgende wesentliche Anpassungen vorgenommen:
1. Auch für den Fall, dass die Länder von der Möglichkeit

Gebrauch machen, die übergangsweise Anwendung
des Deutschlandtickettarifes bis zur Umsetzung durch
die zuständigen Aufgabenträger landesrechtlich durch
eine Tarifvorgabe sicherzustellen, erfolgt der Ausgleich
gegenüber den Verkehrsunternehmen durch die jewei-
ligen Aufgabenträger als zuständige Behörden inner-
halb der Instrumente der Verordnung (EG) Nr.
1370/2007 mittels öffentlichem Dienstleistungsauftrag
oder allgemeiner Vorschrift. Aufgrund der von Bund
und Ländern bereitgestellten Finanzierungsmittel für
das Deutschlandticket und der erlassenen Landesre-
gelungen zur Tarifvorgabe des Deutschlandtickettarifs
kann die Ausgleichsregelung des jeweils zuständigen
Aufgabenträgers selbst dann zum 1. Januar 2024 er-
folgen, wenn sie erst zu einem späteren Zeitpunkt er-
lassen werden sollte. Die Umsetzung der Ausgleichs-
regelung im Rahmen öffentlicher Dienstleistungsauf-
träge oder allgemeiner Vorschriften müsste zeitnah,
spätestens aber bis zum 31. März 2024 erfolgen.

2. Bei der Fortschreibung der hochgerechneten Fahr-
geldeinnahmen 2019 von 2023 auf 2024 werden Tarif-
anpassungen von 2023 auf 2024 im Altsortiment nur
bis zu einer Höhe von 8 Prozent beim Ausgleich aner-
kannt. Dafür müssen auch bei einer Tarifanpassung im
Altsortiment von über 8 Prozent die tatsächlichen Fahr-

geldeinnahmen für den Ausgleich nur so in den Aus-
gleich eingestellt werden, als wäre der Tarif nur um 8
Prozent erhöht worden.

3. Die bisherige Regelung zum Ausgleich der Minderung
der Erstattungsleistungen für die unentgeltliche Beför-
derung schwerbehinderter Menschen bewirkte auch ei-
nen Ausgleich dafür, dass individuelle Vomhundert-
sätze im Vergleich zum Jahr 2019 nicht mehr nachge-
wiesen werden konnten. Grund hierfür war, dass ein
Nachweis aufgrund der Corona-Pandemie mit den da-
für erforderlichen Verkehrszählungen nicht geführt
werden durfte.
Nunmehr kann die Veränderung des Vomhundertsat-
zes nicht mehr aus den nicht mehr durchführbaren Ver-
kehrszählungen resultieren, weshalb ein Vergleich mit
dem Vomhundertsatz für 2019 nicht mehr sachgerecht
ist. Die Regelung zum Ausgleich für das Deutschland-
ticket kann deshalb vereinfacht werden (siehe Nummer
5.4.2).

4. In die Verfahrensregelungen wurde eine obligatorische
Regelung zu Vorauszahlungen aufgenommen. Dies
dient der Liquiditätssicherung der Verkehrsunterneh-
men, die teils durch die Zwischenfinanzierung auch
von Ansprüchen aus der Einnahmeaufteilung des
Deutschlandtickets belastet sein können.

5. Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des
Deutschlandtickets entfallenden prognostizierten Ein-
nahmesteigerungen im Ohne-Fall aus positiven Ver-
kehrsmengeneffekten wurden die auf das Jahr 2023
fortgeschriebenen Soll-Fahrgeldeinnahmen zusätzlich
um 1,3 Prozent gegenüber 2022 (langfristiges histori-
sches Wachstum der Verkehrsleistung im ÖPNV
(Destatis: 2004-2019: rd. 1,3 Prozent p.a.) erhöht. Glei-
ches wird für das Jahr 2024 vorgenommen. Die Richt-
linien sehen aus Vereinfachungsgründen in Nummer
5.4.1.1 eine den Zinseszinseffekt nicht berücksichti-
gende Erhöhung um insgesamt 2,6 Prozent vor.

6. Wurden die Preise für Tickets mit nicht deutschland-
weiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt,
müssen bei der Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeld-
einnahmen für die Berechnung des Ausgleichs für alle
Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit alle ver-
kauften Tickets mit den am 01. Januar 2023 geltenden
und über die durchschnittliche Tarifanpassung auf
2024 fortgeschriebenen Preisen (vor der Einführung
des Deutschlandtickets) angerechnet werden. Denn
der Bund beteiligt sich nur an der aus der Einführung
des Deutschlandtickets resultierenden Kostenunterde-
ckung. Eine Ausnahme bilden regionale oder landes-
weite Semestertickets, deren Preis im Solidarmodell
zur Herstellung eines angemessenen Preisabstands
zum Deutschlandticket zur Sicherung des Solidarmo-
dells notwendig ist.

7. Die Berücksichtigung von zusätzlichen Vertriebsauf-
wendungen ist in den Musterrichtlinien für das Jahr
2024 vorgesehen, da noch keine ausreichenden An-
passungen beim Vertrieb innerhalb der Branche mög-
lich sind und nur so möglichst viele (neue) Kundinnen
und Kunden beim Deutschlandticket angesprochen
werden können. 2025 ist die Berücksichtigung zusätz-
licher Vertriebsaufwendungen in den Musterrichtlinien
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nicht vorgesehen. Dies ist künftig durch eine Anpas-
sung der Vertriebsprozesse und brancheninterne Maß-
nahmen zu regeln. Die Vertriebsmehrkosten sind Be-
standteil der Finanzierungsleistung an die Empfänger.
Zur zweckentsprechenden Mittelverwendung werden
diese Leistungen an diejenigen Stellen ausgereicht, im
Regelfall die Verkehrsunternehmen, die selbst oder
durch Vertriebsdienstleister das Deutschlandticket ver-
treiben.

Im Vergleich zum Jahr 2023 sind keine Regelungen mehr
zur Anrechnung ersparter Provisionszahlungen mehr in die
Ausgleichsberechnung einzubeziehen. Ebenso werden
keine Pauschalen für die Umstellung der Vertriebsprozesse
und Kontrollinfrastruktur mehr gewährt.

Für die zwischen den Ländern vereinbarte einheitliche Be-
messung des Ausgleichs ist eine einheitliche Definition der
ausgleichsfähigen Kostenunterdeckung erforderlich. Dafür
müssen auch in 2024 unabhängig von der konkreten verfah-
rensmäßigen Gestaltung durch die Länder die die Erstat-
tungsfähigkeit regelnden Passagen durch alle Länder über-
nommen werden. Darüber hinaus bedarf es im Hinblick auf
die Transparenz des Mittelbedarfs einheitlicher Antragsfris-
ten, die wie auch schon für 2023 in den Muster-Richtlinien
auch für 2024 obligatorisch sind.

Die Muster-Richtlinien sind entsprechend dem Gliederungs-
schema einer Förderrichtlinie als Richtlinien für Billigkeits-
leistungen abgefasst. Die Umsetzung muss durch die Län-
der noch mit jeweils eigenen Länderrichtlinien und/oder -er-
lassen erfolgen. In Abhängigkeit von der im jeweiligen Land
zu treffenden Entscheidung über die verfahrensmäßige Ab-
wicklung des Ausgleichs auf der Grundlage einer gesetzli-
chen Regelung, einer Zuwendungsregelung (mit Zuwen-
dungsbescheiden oder -verträgen) oder einer Billigkeitsleis-
tungsregelung sind insbesondere die verfahrensmäßigen
Regelungen aus den Muster-Richtlinien mit Ausnahme der
Antragsfristen anzupassen. Dies gilt auch in Bezug auf die
im jeweiligen Land zu treffende Zuständigkeitsregelung für
die Ausgleichsgewährung.

In den nachfolgenden Muster-Richtlinien sind auf der Grund-
lage dieser Hinweise hinter der Gliederungsnummer der Re-
gelung Hinweise ausgebracht, ob die Regelungen

- obligatorisch wegen der Einheitlichkeit
- fakultativ

von allen Ländern zu beachten sind.

II. Musterrichtlinien

Richtlinien über die Gewährung von Billigkeitsleistun-
gen zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffent-
lichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem
Deutschlandticket im Jahr 2024 in Land XXX,
(Richtlinien Deutschlandticket-Billigkeitsleistungen
ÖPNV 2024)

Runderlass des Ministeriums für
vom XX. November 2023

1 (fakultativ)
Rechtsgrundlage
Zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben der Aufgabenträ-
ger und Verkehrsunternehmen im öffentlichen Personen-
nahverkehr (ÖPNV) einschließlich des Schienenpersonen-
nahverkehrs (SPNV) im Zusammenhang mit der Einführung
des Deutschlandtickets gewährt das Land nach Maßgabe
dieser Richtlinien und § 53 der Landeshaushaltsordnung
(LHO) Billigkeitsleistungen.

Es besteht kein Rechtsanspruch auf Gewährung der Leis-
tung. Die Bewilligungsbehörde entscheidet aufgrund ihres
pflichtgemäßen Ermessens diskriminierungsfrei im Rahmen
der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 (obligatorisch)
Gegenstand der Billigkeitsleistungen
Die Billigkeitsleistungen sind ein finanzieller Ausgleich an
die Empfänger in Land XXX, deren Ausgaben in den Mona-
ten Januar bis Dezember 2024 aufgrund der Einführung des
Deutschlandtickets durch den Rückgang der Fahrgeldein-
nahmen oder Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vor-
schriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des Jahres
2019 nicht durch Einnahmen aus Fahrgeldern und vor dem
1. Mai 2023 geregelten und nicht die Umsetzung des
Deutschlandtickets betreffenden Ausgleichszahlungen nach
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentli-
che Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße und
zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S.
1) (VO 1370) oder aus allgemeinen Vorschriften im Sinne
von Artikel 3 Absatz 3 der VO 1370 gedeckt werden können.

3 Empfänger der Billigkeitsleistung
Empfänger sind
3.1 (obligatorisch)
Aufgabenträger und Aufgabenträgerorganisationen des
ÖPNV im Sinne des ÖPNV-Gesetzes des Landes XXX,
3.2 (fakultativ)
öffentlich-rechtliche Körperschaften (insbesondere Zweck-
verbände, Anstalten öffentlichen Rechts) als Sammelantrag-
steller für die Empfänger gemäß Nummer 3.1.
3.3 (obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifanordnung)
Nur soweit das Land eine Tarifvorgabe nach Landesrecht
getroffen hat und Aufgabenträger oder Aufgabenträgerorga-
nisationen bislang keine Regelung nach Nummer 4 getroffen
haben, sind für den Zeitraum vom 1. Januar 2024 bis zum
31. März 2024 Empfänger auch öffentliche und private Ver-
kehrsunternehmen, soweit sie als Genehmigungsinhaber o-
der Betriebsführer nach dem Personenbeförderungsgesetz
oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 ÖPNV auf dem
Gebiet des Landes und/oder aufgrund eines öffentlichen
Dienstleistungsauftrages Beförderungsleistungen im ÖPNV
bzw. im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) erbringen.
Für die Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte
Antragstellung und Bewilligung für die jeweiligen Regional-
bereiche zulässig.
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4 (obligatorisch)
Voraussetzungen
Soweit die Empfänger für Verkehrsleistungen nicht erlösver-
antwortlich sind, leiten sie die Billigkeitsleistungen an die das
wirtschaftliche Risiko tragenden Verkehrsunternehmen in
entsprechender Anwendung der Nummer 5.4 und nach den
Vorgaben der VO 1370 über allgemeine Vorschriften oder
öffentliche Dienstleistungsaufträge oder über andere beihil-
ferechtlich zulässige Instrumente diskriminierungsfrei weiter.
Die Erlösverantwortlichen sind dabei zu verpflichten, an der
bundesweit abgestimmten Einnahmeaufteilung für das
Deutschlandticket teilzunehmen, die hierfür erforderlichen
Daten bereitzustellen, bestehende Einnahmenansprüche
vollumfänglich geltend zu machen und gegebenenfalls diese
Ansprüche überschießende Einnahmen im Rahmen der Ein-
nahmeaufteilung abzugeben.

5 Art und Umfang, Höhe der Billigkeitsleistung

5.1 (fakultativ)
Bei der Leistung handelt es sich um eine Billigkeitsleistung
gemäß § 53 LHO

5.2 (obligatorisch)
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um einen vollstän-
digen Ausgleich in Höhe von 100 Prozent der ausgleichsfä-
higen nicht gedeckten Ausgaben.

5.3 (fakultativ)
Die Billigkeitsleistung wird in Form einer Zuweisung bzw. ei-
nes Zuschusses gewährt.

5.4 (obligatorisch wegen Einheitlichkeit)
Die ausgleichsfähigen nicht gedeckten Ausgaben sind wie
folgt zu ermitteln:

5.4.1
Fahrgeldausfälle:
Für jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Übergangstarife, lan-
desweite Tarife, Haustarif, Beförderungsbedingungen DB
(BBDB), Deutschlandtarif (DT)) ist die Differenz zwischen
den um die jeweiligen Tarifanpassungen auf das Jahr 2024
hochgerechneten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen der
Monate Januar bis Dezember 2019 und den tatsächlichen
Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres 2024
nach Maßgabe der Nummern 5.4.1.1 und 5.4.1.2 aus-
gleichsfähig. Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldein-
nahmen (ohne Umsatzsteuer).
Die Verbundorganisationen haben den Empfängern die für
die Antragstellung erforderlichen Daten zu liefern. Einnah-
men aus dem Erhöhten Beförderungsentgelt werden nicht
berücksichtigt.
5.4.1.1
Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeit-
raum Januar bis Dezember 2024 hochgerechneten Fahr-
geldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweiligen
Monat verkauften bzw. dem Verbund gemeldeten Fahraus-
weise der jeweiligen Kartenart und Preisstufe der Monate
Januar bis Dezember 2019 mit den für diese Kartenart und
für die im Gültigkeitszeitraum entsprechende Preisstufe im
jeweiligen Zeitraum des Jahres 2024 genehmigten Preisen
zu multiplizieren. Preisanpassungen, die ab dem 1. Januar

2024 wirksam werden, sind im Wesentlichen gleichmäßig für
alle Kartenarten und alle Preisstufen vorzunehmen. Lassen
sich in Einzelfällen keine entsprechenden Referenzpreise
zuordnen oder handelt es sich um stückzahlunabhängige
Pauschalangebote, ist die aus der Berechnung nach Satz 1
abgeleitete durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung für
die Hochrechnung maßgebend. Wenn aufgrund einer grund-
legenden Änderung der Tarifstruktur, die nach dem 15. Ja-
nuar 2023 wirksam wurde, ein Vergleich zu den Tarifarten
und Preisstufen des Jahres 2019 nicht möglich ist, werden
die hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen auf Basis des
Preisstandes zum 1. Januar 2023 ermittelt und über die
durchschnittliche prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fort-
geschrieben. Wurden die Preise für Tickets mit nicht
deutschlandweiter Gültigkeit nach dem 15. Januar 2023 ab-
gesenkt, sind für diese Tickets die hochgerechneten Fahr-
geldeinnahmen auf Basis des Preisstandes zum 1. Januar
2023 zu ermitteln und über die durchschnittliche prozentuale
Tarifanpassung auf 2024 fortzuschreiben.
Übersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifan-
passung gegenüber dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 be-
antragten Tarif mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr
als 8 Prozent, darf für die Ermittlung der hochgerechneten
Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweili-
gen Preisstufe nur eine Steigerungsrate von 8 Prozent zu
Grunde gelegt werden.

Als pauschaler Ausgleich der durch die Einführung des
Deutschlandtickets entfallenden prognostizierten Einnah-
mesteigerungen aus positiven Verkehrsmengeneffekten in
den Jahren 2023 und 2024 werden die nach den Sätzen 1
bis 6 ermittelten Fahrgeldeinnahmen für beide Jahre um ins-
gesamt 2,6 Prozent erhöht. Die nach den Sätzen 1 bis 7 er-
mittelten hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen sind im Ver-
hältnis der Veränderung der tatsächlich erbrachten Betriebs-
leistungen in Fahrzeug-, Wagen- bzw. Zug-Kilometern im
Kalenderjahr 2024 gegenüber dem Kalenderjahr 2019 im
Gebiet des Empfängers nach Nummer 3.1 fortzuschreiben.
Als Faktor der Fortschreibung sind dabei 30 Prozent der pro-
zentualen Steigerung bzw. prozentualen Verminderung der
Betriebsleistungen im Gebiet des Empfängers nach Num-
mer 3.1 anzusetzen.
Unterschreitet die Gesamtzahl der Abonnentinnen und
Abonnenten nach Einnahmeaufteilung im jeweiligen Bun-
desland zum 31. Januar 2025 die Gesamtzahl der Abonnen-
tinnen und Abonnenten zum 30. April 2023 um mehr als 10
Prozent, sind die nach den Sätzen 1 bis 9 ermittelten Fahr-
geldeinnahmen um den über die Bagatellgrenze von 5 Pro-
zent hinausgehenden Prozentsatz für alle Empfänger im
Land abzusenken. Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen,
landesweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif sind die hochge-
rechneten Fahrgeldeinnahmen gemäß der Einnahmeauftei-
lung unter Zugrundelegung des Aufteilungsschlüssels für
das Jahr 2024 der jeweiligen Verbundorganisation zu vertei-
len, der ohne die Einführung des Deutschlandtickets gegol-
ten hätte.

5.4.1.2
Zur Berechnung der anzusetzenden tatsächlichen Fahrgeld-
einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2024 sind die
tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen einschließlich der Fahr-
geldeinnahmen aus dem Deutschlandticket zu ermitteln. Für
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Jobtickets und das bundesweite solidarische Semesterticket
zum Deutschlandticket sind die tatsächlichen Fahrgeldein-
nahmen ansetzbar, soweit dabei die abgestimmten bundes-
einheitlichen Rabattierungen angewendet wurden. Die Vor-
nahme weiterer Absetzungen von den Fahrgeldeinnahmen
aus dem Deutschlandticket insbesondere für die Deckung
von Vertriebsaufwendungen ist nicht zulässig. Wurden die
Preise für Tickets mit nicht deutschlandweiter Gültigkeit
nach dem 15. Januar 2023 abgesenkt, sind bei der Ermitt-
lung der tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen für die Berech-
nung des Ausgleichs für alle Tickets mit nicht deutschland-
weiter Gültigkeit mit Ausnahme von im Solidarmodell ver-
kauften Studierendentickets alle verkauften Tickets mit den
am 1. Januar 2023 geltenden und über die durchschnittliche
prozentuale Tarifanpassung auf 2024 fortgeschriebenen
ggfs. den Preis des Deutschlandtickets auch übersteigen-
den Preisen anzusetzen.
Übersteigt in 2024 die durchschnittliche prozentuale Tarifan-
passung der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preisstufe
gegenüber dem mit Stand vom 1. Oktober 2023 beantragten
Tarif mit Stand vom 31. Dezember 2023 um mehr als 8 Pro-
zent, können für die Ermittlung der tatsächlichen Fahrgeld-
einnahmen der jeweiligen Kartenart in der jeweiligen Preis-
stufe die Preise zu Grunde gelegt werden, die bei einer Ta-
rifanpassung von 8 Prozent zu zahlen gewesen wären.

Bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, landesweiten Tarifen,
DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutschlandticket sind die so
ermittelten tatsächlichen Fahrgeldeinnahmen gemäß der
Einnahmeaufteilung unter Zugrundelegung des Aufteilungs-
schlüssels für das Jahr 2024 der jeweiligen Verbundorgani-
sation sowie gemäß der Einnahmeaufteilung für das
Deutschlandticket zu verteilen.

5.4.2
Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch vom 23. Dezem-
ber 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz
6 des Gesetzes vom 9. Oktober 2020 (BGBl. I S. 2075) ge-
ändert worden ist, sind die um die Tarifanpassungen gemäß
Nummer 5.4.1.1 hochgerechneten erstattungsfähigen Fahr-
geldeinnahmen des Zeitraumes Januar bis Dezember 2019
bzw. die nach Maßgabe der Nummer 5.4.1.2 errechneten er-
stattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen für den Zeitraum Ja-
nuar bis Dezember 2024 zu ermitteln und für diese die Er-
stattungsleistung aufgrund des für das Jahr 2024 festgeleg-
ten oder nachgewiesenen Vomhundertsatzes zu berechnen.
Maßgebend sind dabei die Netto-Fahrgeldeinnahmen (ohne
Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Übergangstarifen, lan-
desweiten Tarifen, DT, dem BBDB-Tarif und dem Deutsch-
landticket gemäß der nach Nummer 5.4.1.1 für die hochge-
rechneten erstattungsfähigen Fahrgeldeinnahmen bzw. ge-
mäß Nummer 5.4.1.2 für die tatsächlichen erstattungsfähi-
gen Fahrgeldeinnahmen maßgebenden Einnahmeauftei-
lung. Ausgleichsfähig ist die Differenz der so errechneten
Beträge für die jeweiligen Verkehrsleistungen.

5.4.3
In der Nummer 5.4.1 entsprechenden Weise ist die ebenfalls
ausgleichsfähige Minderung anderer Ausgleichszahlungen
aus allgemeinen Vorschriften zu berechnen. Einsparungen

der Empfänger nach 3.1 bei Leistungen aus Allgemeinen
Vorschriften sind gegenzurechnen.

5.4.4
Zur anteiligen Deckung der Umsetzungskosten des
Deutschlandtickets durch entstandene Vertriebsmehrkosten
in der Umsetzungsphase 2024 wird den Empfängern bzw.
über diese den Verkehrsunternehmen, die - selbst oder mit-
telbar über ihre Vertriebsdienstleister - das Deutschlandti-
cket vertreiben folgende Pauschale gewährt:
Für jedes als Chipkarte verkaufte Deutschlandticket wird pro
Monat seiner Gültigkeit jeweils ein Betrag von 1,50 Euro ge-
währt. Für jedes nicht als Chipkarte verkaufte Deutschland-
ticket wird pro Monat seiner Gültigkeit jeweils ein Betrag von
1,20 Euro gewährt.
Maßgeblich ist im ersten Schritt die tatsächlich verkaufte
Zahl von Monatsstücken Deutschlandtickets vor Einnahme-
aufteilung; ergibt sich aus dem späteren 
Zuscheidungsbetrag im Rahmen der Einnahmeaufteilung
rechnerisch eine andere Zahl von Tickets, so ist dies unbe-
achtlich.
Von der so ermittelten Ticket-Anzahl ist in einem zweiten
Schritt der nachfolgende Abzug vorzunehmen, um auch vor
Einführung bereits vorhandene Vertriebskosten zu berück-
sichtigen: Für jedes am 30. April 2023 bestehende Abonne-
ment (Kundenzahl) wird ein Abzug von 8 Tickets als Chip-
karte vorgenommen. Maßgeblich ist dabei die Kundenzahl,
die nach Nummer 5.4.4, Sätze 1 bis 4 der Muster-Richtlinien
zum Ausgleich nicht gedeckter Ausgaben im öffentlichen
Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Deutsch-
landticket im Jahr 2023 aus Bundes- und Landesmitteln vom
20. März 2023 für den Ausgleich 2023 ermittelt wurde. Es ist
durch geeignete vertragliche Regelungen mit den für den
Vertrieb beauftragten Dienstleistern sicherzustellen, dass
die Pauschalen aufwandsgerecht ausgereicht werden. Führt
die Berechnung der Vertriebspauschale zu einem negativen
Betrag, ist dieser nicht als Ersparnis zu berücksichtigen.
Nicht erstattungsfähig sind erhöhte Ausgaben für zusätzli-
che Betriebsleistungen.

[nur NRW] Weiterhin kann der Empfänger innerhalb des vom
Koordinierungsrat zum Deutschlandticket festgelegten Fi-
nanzrahmens die geleisteten Ausgaben für die Einrichtung
und Durchführung des EAV-Clearings im Rahmen der Ar-
beitsgemeinschaft aus dem Verband Deutscher Verkehrsun-
ternehmen e.V., der Deutschlandtarifverbund GmbH, dem
Bundesverband Deutscher Omnibusunternehmen e.V. und
dem Bundesverband SchienenNahverkehr e.V., die an die
NVBW GmbH geleisteten Ausgaben für die gutachterliche
Begleitung des Prozesses zur Neufassung eines
Einnahmeaufteilungsverfahrens und an die DeutschlandMo-
bil 2030 GmbH geleisteten Ausgaben für bundesweites Mar-
keting sowie für die Evaluation des Deutschlandtickets gel-
tend machen.

5.4.5
Die Summe der gemäß den Nummern 5.4.1 bis 5.4.4 errech-
neten Minderungen ist der ausgleichsfähige Betrag.
5.4.6
Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in
dem Gebiet mehrerer Aufgabenträger und können die nicht
gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im
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jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden,
sind diese auf der Grundlage der im Gebiet des jeweiligen
Aufgabenträgers erbrachten Fahrzeug-, Wagen-bzw. Zug-
Kilometer des Kalenderjahres 2024 den Aufgabenträgern
zuzuordnen. Die beteiligten Aufgabenträger oder Bewilli-
gungsbehörden können eine abweichende Aufteilung ver-
einbaren.

6 (obligatorisch)
Sonstige Bestimmungen
6.1
Es ist sicherzustellen, dass bei Weiterleitung der Billigkeits-
leistungen nach Nummer 4 an Verkehrsunternehmen eine
Überkompensation der aus der Einführung des Deutsch-
landtickets resultierenden wirtschaftlichen Nachteile ausge-
schlossen ist. Soweit die beihilferechtliche Rechtfertigung
aus der VO 1370 erfolgt, dürfen bei der Überkompensation-
sprüfung aus Gründen der Gleichbehandlung als Maßstab
auch nur die Mindestanforderungen aus dem Anhang der
VO 1370 zur Anwendung kommen. Der finanzielle Nettoef-
fekt berechnet sich aus der Summe der (positiven oder ne-
gativen) Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtung des Verkehrsunternehmens zur Anerken-
nung und Anwendung des Deutschlandticket-Tarifs auf die
Einnahmen des Verkehrsunternehmens sowie auf seine
Kosten (Vertriebsmehrkosten), soweit diese als zusätzlicher
Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der Ausgleichsbe-
rechnung geltend gemacht werden. Im Hinblick auf die Ver-
triebsmehrkosten wird geprüft, ob die Voraussetzungen der
Nummer 5.4.4 vorliegen. Sonstige Kosten des Verkehrsun-
ternehmens sind nicht Gegenstand dieser Überkompensati-
onskontrolle.

6.2
Die Empfänger sind darauf hinzuweisen, dass es sich bei
den Angaben um subventionserhebliche Tatsachen im
Sinne von § 264 des Strafgesetzbuches handelt und dass
Subventionsbetrug nach dieser Vorschrift strafbar ist. Eine
Doppelförderung ist ausgeschlossen.

6.3
Die Empfänger sind zu verpflichten, dass sichergestellt wird,
dass die erforderlichen Daten für das Monitoring und die Ein-
nahmeaufteilung gemäß der aktuell gültigen Fassung des
Beschlusses des Koordinierungsrates für ein bundesweites
Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnahmen aus
dem Deutschlandticket auf Basis des „Leipziger Modellan-
satzes“ fristgerecht an die von der Arbeitsgemeinschaft aus
dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V., der
Deutschlandtarifverbund GmbH, dem Bundesverband Deut-
scher Omnibusunternehmen e.V. und dem Bundesverband
SchienenNahverkehr e.V. gebildete EAV-Clearingstelle ge-
meldet werden. Die Meldung der Deutschlandtickets an die
Clearingstelle erfolgt bis zum 20. Kalendertag des Folgemo-
nats. Die Meldung der Verkäufe aller übrigen Fahrausweise
erfolgt bis zum 50. Tag nach Ende eines Monats. Die Mel-
dung der vorläufigen Soll-Einnahmen inkl. tariflicher Fort-
schreibung gemäß Musterrichtlinie erfolgt einmalig monats-
scharf für das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Februar 2024; 
sie sind erforderlichenfalls unverzüglich zu korrigieren oder
zu aktualisieren.

6.4
Die Empfänger sind zu verpflichten, bis zum 31. März 2026
die tatsächlich entstandenen nicht gedeckten Ausgaben auf
der Grundlage der in Nummer 5.4 genannten Berechnungs-
methode nachzuweisen. Dem Nachweis sind insbesondere
Bestätigungen der Verbundorganisationen über die aufzutei-
lenden Einnahmen der Monate Januar bis Dezember 2019
und die Einnahmeaufteilungen sowohl für die nach Nummer
5.4.1.1 hochgerechneten Fahrgeldeinnahmen als auch für
die nach Nummer 5.4.1.2 ermittelten tatsächlichen Fahr-
geldeinnahmen der Monate Januar bis Dezember 2024 so-
wie eine Bescheinigung eines Wirtschaftsprüfers über die
Fahrgeldeinnahmen der Jahre 2019 und 2024 im Haustarif
bzw. nach BBDB beizufügen. Weiterhin ist jeder Empfänger
zu verpflichten, dem Nachweis die Anzahl der Abonnentin-
nen und Abonnenten im Sinne der Nummer 5.4.1.1 zu den
Stichtagen 31. Dezember 2023 und 31. Januar 2025 beizu-
legen. Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen
anfordern.

6.5
Billigkeitsleistungen, die über den reinen Ausgleich der nicht
gedeckten Ausgaben nach Maßgabe der Nummer 5.4 hin-
ausgehen, sind vom Empfänger zurückzufordern. In der Re-
gel sind die zurückgeforderten Beträge nicht zu verzinsen,
wenn sie in der gesetzten Frist erstattet werden. Sollte sich
herausstellen, dass der tatsächliche ausgleichsfähige Be-
trag den prognostizierten übersteigt, ist eine Anpassung der
gewährten Billigkeitsleistung vorzunehmen.

6.6
Der nach diesen Richtlinien gewährte Ausgleich kann ganz
oder teilweise zurückgefordert werden, wenn der Empfänger
die Auflagen nach den Nummern 6.2 bis 6.5 nicht oder nicht
innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat.

7
Verfahren

7.1 (obligatorisch)
Ein Antrag auf Gewährung der Billigkeitsleistung ist bis zum
30. September 2024 zu stellen. Die Bewilligungsbehörde
kann verspätete Anträge zulassen. Er hat die Berechnung
bzw. Schätzung der voraussichtlichen nicht gedeckten Aus-
gaben auf der Grundlage der in Nummer 5.4 genannten Be-
rechnungsmethode zu enthalten.

7.2 (fakultativ)
Bewilligungsbehörde ist die [Landesbehörde einfügen], in
deren Bezirk der Empfänger seinen Sitz hat.
[obligatorisch bei landesrechtlicher Tarifvorgabe] Bewilli-
gungsbehörde für Empfänger nach Nummer 3.3 ist jeweils
die [Landesbehörde], die die zuständige Bewilligungsbe-
hörde für den Empfänger nach Nummer 3.1 ist, der bis zum
31. März 2024 keine Tarifvorgabe nach Landesrecht getrof-
fen hat.
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7.3 (obligatorisch)
Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen
über die Minderungen gemäß den Nummern 5.4.1 sowie
weitere begründende Unterlagen beizufügen.
Sammelanträgen von Empfängern gemäß Nummer 3.2 sind
die Anträge der Empfänger gemäß Nummer 3.1 beizufügen.
Fakultativ: „Der Antrag ist formlos schriftlich oder elektro-
nisch zu stellen.“

7.4 (Grundsatz obligatorisch, Detailabweichungen zulässig)
Der Empfänger erhält auf Antrag bis zur Bewilligung der
nach Nummer 7.1 zu beantragenden Billigkeitsleistung in
der Regel monatliche Vorauszahlungen. Soweit hierfür kein
gesondertes Verfahren mit spezifischen Prognosen geregelt
ist, werden die monatlichen Vorauszahlungen in Höhe von
jeweils 12,5 Prozent der für das Jahr 2023 vorläufig gewähr-
ten Billigkeitsleistung gewährt. Die Vorauszahlungen wer-
den jeweils am 20. eines Monats ausgezahlt. Im Falle von
Nummer 4 leiten die Empfänger die Vorauszahlungen un-
verzüglich weiter.

7.5 (obligatorisch)
Empfänger gemäß Nummer 3.2 haben die Billigkeitsleistun-
gen an die Empfänger gemäß Nummer 3.1 weiterzuleiten
und dabei sicherzustellen, dass die maßgeblichen Bestim-
mungen des Bewilligungsbescheides auch den Empfängern
auferlegt werden. Dies schließt ausdrücklich die Nachweis-
führung ein.

7.6 (fakultativ)
Die Modalitäten der Auszahlung werden im Bewilligungsbe-
scheid näher geregelt.

8 (fakultativ)
Inkrafttreten/Außerkrafttreten
Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung in
Kraft und am 30. Juni 2026 außer Kraft.

Anlage 3:
Anlage zum Verfahren der Ermittlung der Höhe des be-
standssichernden Betrages je Verkehrsunternehmen
und Aufteilung auf den jeweiligen Aufgabenträger in
Nachfolge des Ausgleichs nach § 45a des Personenbe-
förderungsgesetzes

1. Grundlegendes Verfahren:

Die Aufteilung der bestandssichernden Leistungen (im Fol-
genden kurz „Leistung(en)“) an die Verkehrsunternehmen
erfolgt grundsätzlich auf Basis der im Jahr 2019 erhaltenen
§ 45a-Mittel. Bei wesentlichen Änderungen kann auch das
Jahr 2022 herangezogen werden.
Die Aufteilung der Leistung erfolgt auf einzelne Linien bzw.
Linienbündel (gleiches Ablaufdatum der Genehmigungen)
und bei aufgabenträgerübergreifenden Linien auf einzelne
Aufgabenträger. Wenn keine individuelle sachgerechte Auf-
teilung in bestehenden Delegationsvereinbarungen erfolgt,
erfolgt die Aufteilung bei aufgabenträgerübergreifenden Li-
nien anhand des Verhältnisses der Nutzplatzkilometer der
jeweiligen Linie auf das Gebiet der betroffenen Aufgabenträ-
ger.

Durch eine möglichst weitgehende Nutzung von bereits von
den Regierungen in den Ausgleichsjahren 2019 bis 2022 ge-
prüften Daten kann der Nachweis- und Nachprüfungsauf-
wand reduziert werden.

Durch die Nutzung der kommunalen Zusammenarbeit und
den Zusammenschluss von Aufgabenträgern mit gemeinsa-
men und großflächigen Regelungen und Abrechnungen
kann das Verfahren deutlich vereinfacht und insbesondere
die Anzahl der auf mehrere Aufgabenträger aufzuteilenden
Linien deutlich reduziert werden.

Ebene 1:

Das Verkehrsunternehmen beantragt die Leistungen, abge-
grenzt entsprechend den untenstehenden Verfahren für die
Linien / Linienbündel im Deutschlandticket-Portal (im Fol-
genden kurz „Portal“).

Neben der Antragssumme fügen sie die Unterlagen zur Ab-
grenzung der Linien / Linienbündel bei.

Die Verkehrsunternehmen beantragen bis zum 1. März 2024
auf Basis einer ersten Prognose / Hochrechnung einen Ab-
schlag von 50 % der Ausgleichsleistungen für das Jahr
2024.

Zum 1. September 2024 beantragen die Verkehrsunterneh-
men den Ausgleich für das gesamte Jahr. Hierzu ergänzen
sie die Unterlagen zur Abgrenzung der Linien / Linienbündel
entsprechend dem untenstehenden Verfahren bei.

Sofern Verkehrsunternehmen auf der Grundlage öffentlicher
Dienstleistungsaufträge tätig sind und diese eine Anrech-
nung der § 45a-Mittel auf den Ausgleich vorsehen, kann der
Aufgabenträger, ein Zweckverband oder eine Verkehrsver-
bundgesellschaft der Aufgabenträger die Mittel insgesamt
für alle so beauftragten Linienverkehre beantragen.

Verkehrsunternehmen können die Aufgabenträger, einen
Zweckverband oder eine Verkehrsverbundgesellschaft der
Aufgabenträger ermächtigen, in ihrem Auftrag die Aus-
gleichsleistungen zu beantragen.

Ebene 2:

Auch die Abwicklung zwischen Aufgabenträgern und Regie-
rungen / Freistaat erfolgt über das Portal. Zum 1. April des
Jahres erhalten die Aufgabenträger 50 % der Leistungen
vom Freistaat, um die Abschlagszahlungen an die Verkehrs-
unternehmen ausreichen zu können oder für die Finanzie-
rung von Verkehren, die auf Grundlage eines öffentlichen
Dienstleistungsauftrags (öDA-Verkehr) erbracht werden.
Zieltermin für die Ausreichung der Abschlagszahlung an die
Verkehrsunternehmen ist spätestens der 31. Mai des Jah-
res.

Zum 1. Oktober des Jahres erhalten die Aufgabenträger die
weiteren 50 % der Leistungen vom Freistaat zur Weiterei-
chung an die Verkehrsunternehmen bzw. zur Finanzierung
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von öDA-Verkehren. Zieltermin für die Ausreichung der Zah-
lung an die Verkehrsunternehmen ist spätestens der 15. No-
vember des Jahres.

2. Fallgruppe 1: „subjektiver Wechsel der Leistungen“

Charakteristik: Die zugrundeliegenden Linien / Linienbündel
sind seit 2019 im Wesentlichen unverändert geblieben. Un-
wesentliche Änderungen sind unbeachtlich. Zur Unterschei-
dung von wesentlichen und unwesentlichen Änderungen
kann insbesondere die Abgrenzung nach § 2 Abs. 2 Nr. 1
PBefG im Verhältnis zu § 40 Abs. 2 PBefG herangezogen
werden.

Vorab: Wenn bei den Verkehrsunternehmen bei der Auftei-
lung der Leistungen durch Auslaufen von Linien rechnerisch
ein negativer Betrag bezogen auf das Gebiet einzelner oder
mehrerer Aufgabenträger entstehen würde, so ist dieser „auf
Null“ zu setzen, d.h. in diesem Fall besteht kein Ausgleichs-
anspruch des Verkehrsunternehmens für die verbleibenden
Linien.

Die Gesamtsumme der auf das Unternehmen entfallenden
Leistungen muss dem Wert der § 45a-Mittel des Jahres
2019 für die in der Bestandssicherung befindlichen Linien
entsprechen. Falls es bei den Einzelberechnungen zu Ab-
weichungen kommt, erfolgt eine gleichmäßige Anpassung
der Werte aller Linien, um in der Summe den Gesamtwert
des Jahres 2019 zu erreichen.

a) Ein Unternehmen ist ausschließlich im Gebiet eines Auf-
gabenträgers tätig

Das Unternehmen betreibt sowohl das gesamte Jahr 2019
als auch jetzt Linien ausschließlich auf dem Gebiet eines
Aufgabenträgers. Es beantragt den Wert entsprechend der
Bewilligung der § 45a-Mittel für das Jahr 2019. Wenn Linien
zu unterschiedlichen Zeiten enden, erfolgt die Aufteilung der
auf die Linien / Linienbündel entfallenden anteiligen Leistun-
gen nach dem unter b)a) dargestellten Verfahren.

b) Ein Unternehmen ist im Gebiet mehrerer Aufgabenträger
tätig
b)a) Alle Linien verlaufen jeweils nur im Gebiet eines Aufga-
benträgers

Ein Unternehmen hat 2019 als auch jetzt Linien auf dem Ge-
biet mehrerer Aufgabenträger. Der § 45a-Ausgleich von
2019 wird vom Unternehmen bezogen auf die Linien / Li-
nienbündel auf die einzelnen Aufgabenträger aufgeteilt und
bei den jeweiligen Aufgabenträgern separat beantragt.
Die Aufteilung des § 45a-Ausgleichs 2019 auf die Linien
erfolgt unternehmensweit einheitlich nach einem der fol-
genden Verfahren:

Verfahren 1: [Hinweis: voraussichtlich insbesondere für
„Mischfälle“ Brutto-öDA / eigenwirtschaftliche Verkehre inte-
ressant]

Unternehmen berechnen den „§ 45a-Wert“ der jeweiligen Li-
nien nach den bundesrechtlichen Berechnungsvorgaben

Der § 45a-Ausgleich 2019 wird im Verhältnis der sich so er-
gebenden Werte aufgeteilt.

Verfahren 2:

Unternehmen berechnen den „§ 45a-Wert“ der jeweiligen Li-
nie mit unternehmensweiter mittlerer Reiseweite und an-
hand der Schülerzahlen je Linie. Der § 45a-Ausgleich 2019
wird im Verhältnis der sich so ergebenden Werte aufgeteilt.

Verfahren 3:

Im begründeten Einzelfall kann bei Bedarf ein abweichendes
Vorgehen vereinbart werden: Bei einem abweichenden Vor-
gehen ist eine Abstimmung zwischen dem Verkehrsunter-
nehmen und den betroffenen Aufgabenträgern erforderlich.
Dem abweichenden Vorgehen muss von der jeweiligen Re-
gierung vorab zugestimmt werden. Sind mehrere Regierun-
gen betroffen, ist die Regierung federführend zuständig, bei
dem das Verkehrsunternehmen den Sitz hat. Die federfüh-
rende Regierung hat sich mit den anderen Regierungen ab-
zustimmen.

Bei dem abweichenden Vorgehen ist darauf zu achten, dass
die Ermittlung der Höhe des auf die Linien aufzuteilenden §
45a-Ausgleichs 2019 sachgerecht ist und keine Benachteili-
gung oder Bevorzugung gegenüber den Verfahren 1 und 2
entsteht.

b)b) Aufgabenträgerübergreifende Linien

Bei aufgabenträgerübergreifenden Linien sollte geprüft wer-
den, ob regelmäßig bestehende Delegationsvereinbarungen
oder öffentliche Dienstleistungsaufträge genutzt und ent-
sprechend (auch für die Nachfolgeregelung) erweitert wer-
den können. Die Summe der aufgeteilten Werte entspricht
dabei dem Gesamtwert der § 45-Mittel 2019 (siehe oben).

Die Aufteilung der § 45-Mittel 2019 auf die einzelnen Linien
erfolgt entsprechend einem der oben unter b)a) genannten
Verfahren. Soweit die Finanzierungszuständigkeit auf einen
Aufgabenträger delegiert ist, gewährt dieser dem Verkehrs-
unternehmen diesen Ausgleich in Gänze. Die Aufteilung des
je einzelner Linien ermittelten Werts auf die Aufgabenträ-
ger erfolgt – wenn die ggf. bestehende Delegationsverein-
barung zwischen den Aufgabenträgern keine abweichende
Aufteilung für die gegenseitige Refinanzierung vorsieht –
entsprechend der anteilig erbrachten Nutzplatzkilometer
auf dem Gebiet des jeweiligen Aufgabenträgers.

Die Gesamtsumme des auf das Unternehmen entfallenden
Ausgleichs muss dem Wert des Jahres 2019 entsprechen
(siehe oben).

c) Wechsel von Linien zwischen Unternehmen nach 2019
(egal ob verbundene oder „fremde“ Unternehmen1)

Hier ist die besondere Herausforderung, dass für ein und die
gleiche Linie bei verschiedenen Unternehmen unterschiedli-
che Höhen bei der Ausgleichsberechnung nach der 45a-Lo-
gik resultieren können. Die „45a-Mittel“ 2019 beruhen auf
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der Kalkulation der „abgebenden“ Unternehmen, also je-
weils auf deren eigenen betriebsindividuellen Werten und
unternehmensspezifischen Ergebnissen. Daher sind diese
auch für die Bestandssicherung die korrekteren Daten. Dies
kann bei dem die Linie „aufnehmenden“ Unternehmen zu ei-
nem höheren oder einem niedrigeren Wert als 2019 für die
jeweilige Linie führen. Es erfolgt durch die Aufgabenträger
und ggf. durch die zuständige Regierung ein Plausibilitäts-
abgleich zwischen den Ergebnissen der „aufnehmenden“
und „abgebenden“ Unternehmen wie nachfolgend darge-
stellt.

„abgebendes“ Unternehmen:

Die Berechnung der Minderung des Ausgleichs durch den
Linienwechsel erfolgt in nachvollziehbarer und kontrollierba-
rer Art und Weise auf Grundlage der Daten des § 45a-Aus-
gleichs 2019 und wird von der Summe der Ausgleichsleis-
tungen an das „abgebende“ Unternehmen wie bei anderen
wegfallenden Linienverkehren/auslaufenden Liniengeneh-
migungen in Abzug gebracht. (Verfahren 1, 2 oder 3 – siehe
oben b)a)).

„aufnehmendes“ Unternehmen:

Wenn der Wechsel in den Jahren 2020 bis 2022 vorgenom-
men wurde, bestehen sowohl für das aufnehmende als auch
das abgebende Unternehmen von den Regierungen verbe-
schiedene Daten mit den unternehmensindividuellen Wer-
ten der mittleren Reiseweite und der Sollkostensatzgruppe.
Auf Basis dieser Daten für das aufnehmende Unternehmen
ist (wenn möglich für 2022) eine nachprüfbare Aufteilung
einschließlich der „aufgenommenen Linien“ entsprechend
den unter b) beschriebenen Szenarien vorzunehmen (Ver-
fahren siehe oben).

Für Wechsel in den Jahren 2023 und 2024 ist eine entspre-
chende, nachvollziehbare Berechnung durch das „aufneh-
mende“ Unternehmen erforderlich. Diese wird zur Plausibili-
sierung mit den Werten des „abgebenden“ Unternehmens
2019 abgeglichen. Führt das „aufnehmende“ Unternehmen
den Verkehr auf der Grundlage eines öffentlichen Dienstleis-
tungsauftrags durch und sieht dieser vor, dass die § 45a-
Mittel auf den Ausgleich in tatsächlicher Höhe angerechnet
werden, soll grundsätzlich der Wert des „abgebenden“ Un-
ternehmens 2019 angesetzt werden.

Dieses Vorgehen gilt auch für Aufteilung der § 45a-Mittel von
Unternehmen in getrennte Einheiten oder Übernahmen und
Integration von Linien.

Die Regelungen finden bei Übertragung (inklusive Rück-
übertragung) der Betriebsführung i.S.v. § 2 Abs. 2 Nr. 3
PBefG in gleicher Weise Anwendung.

1 Dies betrifft unter anderem neue Genehmigungsinhaber
bei der Neuerteilung von auslaufenden eigen- oder gemein-
wirtschaftlichen Liniengenehmigungen oder die (teilweise)
Übernahme von Unternehmen. Für die Definition von ver-
bunden Unternehmen ist insbesondere § 271 Absatz 2 des
Handelsgesetzbuches heranzuziehen.

3. Fallgruppe 2: Änderung des Leistungsumfangs / we-
sentliche Umgestaltung

a) Änderung in den Jahren 2020 bis 2022

Für wesentliche Änderungen im Linienangebot / neue Ver-
kehre, die in den Jahren 2020 bis 2022 erfolgten, liegen von
den Regierungen verbeschiedene Daten vor. Für die Höhe
des Ausgleichs sollen, wenn möglich, die Daten aus dem
Jahr 2022 herangezogen werden. Die Aufteilung auf die Auf-
gabenträger erfolgt entsprechend den obigen Verfahren.

b) Änderung in den Jahren 2023 oder 2024

Für wesentliche Änderungen im Linienangebot / neue Ver-
kehre in den Jahre 2023 oder 2024 kann nicht auf von den
Regierungen bestätigte Daten zurückgegriffen werden. Hier
ist eine valide und nachvollziehbare Berechnung des Unter-
nehmens beim Aufgabenträger und des Aufgabenträgers bei
den Regierungen, insbesondere unter Rückgriff auf die Zahl
der Schülerinnen und Schüler im Rahmen der Bestandssi-
cherung erforderlich. Im Einzelfall können die Regierungen
weitere Unterlagen nachfordern oder bei Unstimmigkeiten
Anpassungen vornehmen.

c) Änderungen ab 2025

Für wesentliche Änderungen während der Laufzeit der Be-
standssicherung wird die Höhe der Ausgleichsleistungen un-
ter entsprechender Anwendungen der unter b) beschriebe-
nen Vorgehensweise angepasst.

4. Sonderkonstellationen:

a) „Durchtarifierte Umsteiger“ (zwischen mindestens zwei
Verkehrsunternehmen), wenn nicht durch Einnahmeauftei-
lung abgebildet

Die Auszubildenden nutzen mit Umstieg kombinierte Linien
verschiedener Unternehmen. Die Beantragung der § 45a-
Mittel erfolgte hier bisher von nur einem der betroffenen Un-
ternehmen und dieses bekam bisher auch die Leistungen
nach § 45a PBefG für alle kombinierten Linien von der Re-
gierung. Das Unternehmen hat dann die von der Regierung
erhaltenen Mittel nach einer unternehmensinternen Abstim-
mung zwischen den betroffenen Unternehmen aufgeteilt.

Bei der Aufteilung der Leistungen von den Regierungen wa-
ren bisher nur die antragsstellenden Unternehmen bekannt,
sodass die „interne Umverteilung“ nicht berücksichtigt wer-
den konnte.

Vorgehen:

Die Unternehmen, die bisher die Leistungen von der Regie-
rung erhalten haben, geben den Regierungen an, in welcher
Höhe die Mittel auf die beteiligten Unternehmen aufgeteilt
wurden.

Die „erhaltenden Unternehmen“ melden dieses ebenfalls an
die Regierungen. Grundlage der Meldungen sind die Zah-
lungen des Jahres 2019.
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Die Regierungen passen im Portal die für die Unternehmen
ermittelten Beträge („Unternehmensliste“) um die Korrektur-
beträge auf Grund von „durchtarifierten Umsteigern“ an.
Diese „adjustierte“ Unternehmensliste dient zum Abgleich
der Anträge für die Linien / Linienbündel je Unternehmen.

b) Verteilung von Leistungen nach § 45a in Verkehrsgemein-
schaften

In einigen Verkehrsgemeinschaften erfolgte ähnlich dem
Vorgehen der Einnahmeaufteilung eine Umverteilung von
Ausgleichsmitteln nach § 45a zwischen den antragstellen-
den Unternehmen und Unternehmen, die diese wirtschaft-
lich erhalten („EAV inkl. 45a“).

Diese Umverteilung ist wirtschaftlich für die Unternehmen
von Bedeutung, ist den Regierungen aber unbekannt.

Vorgehen:

Die vorhandene Poolung ist für die Bestandssicherung
transparent zu machen.

Die betroffenen Verkehrsunternehmen melden den Regie-
rungen, was sie 2019 (falls nicht für 2019 vorhanden, dann
2022) als Ausgleich auf der jeweiligen Linie / Linienbündel
erhalten haben und was sie an die Verteilung abgegeben
haben, um so eine angepasste Höhe des Betrages für den
Bestandsschutz des jeweiligen Unternehmens erstellen zu
können. Vergleiche Vorgehen unter 4a).

c) atypische und unvorhergesehene Sonderkonstellationen

Sollte es bei der Anwendung der beschriebenen Vorgehens-
weisen zu unvorhergesehenen Verwerfungen oder atypi-
schen Problemen kommen, kann im besonders darzulegen-
den Einzelfall in Abstimmung mit der jeweiligen Regierung
ein abweichendes Vorgehen vereinbart werden.

Landratsamt Lichtenfels
Christian Meißner

Landrat


